
Antrag Partnerkarte(n)  
zur ADAC Kreditkarte GOLD

Antrag Partnerkarte(n) 
zur ADAC mobilKarte SILBER

Antrag Partnerkarte 
zur ADAC ClubmobilKarte

  Ich wünsche eine Partnerkarte zu meiner  
ADAC Kreditkarte GOLD als Visa Karte  
für nur 60,– €* p.a. mit 5 % Tank-Rabatt**

  Ich wünsche eine Partnerkarte zu meiner  
ADAC Kreditkarte GOLD als MasterCard  
für nur 60,– €* p.a. mit 5 %  Tank-Rabatt**

  Ich wünsche Partnerkarten zu meinem  
ADAC Kreditkarten-Doppel GOLD  
(Visa und MasterCard) für nur 70,– €* p.a.  
mit 5 %  Tank-Rabatt**

  Ich wünsche eine Partnerkarte zu meiner  
ADAC mobil Karte SILBER als Visa Karte  
für nur 20,– €* p.a. mit 2 % Tank-Rabatt***

  Ich wünsche eine Partnerkarte zu meiner  
ADAC mobil Karte SILBER als MasterCard  
für nur 20,– €* p.a. mit 2 % Tank-Rabatt***

  Ich wünsche Partnerkarten zu meinem  
ADAC mobil Karten-Doppel SILBER  
(Visa und MasterCard) für nur 25,– €* p.a.  
mit 2 % Tank-Rabatt***

  Ich wünsche eine Partnerkarte  
zu meiner ADAC Clubmobil Karte  
für nur 14,– €* p.a.  
mit 1 % Tank-Rabatt***

 Angaben zum Partnerkarten-Inhaber  Angaben zum Hauptkarten-Inhaber

▼ ADAC Kreditkartennummer (falls vorhanden)

▼ PLZ

Bitte beachten Sie:  
Die Partnerkarte muss immer der Kartenvariante der Hauptkarte entsprechen, d. h., ein Hauptkarten-Inhaber mit einem ADAC Kreditkarten-Doppel GOLD kann nur  
ein Partnerkarten-Doppel GOLD  bestellen, ein Inhaber der ADAC ClubmobilKarte kann nur eine Partnerkarte zur ADAC ClubmobilKarte bestellen.

Die Ausgabe und Abwicklung der von mir beantragten ADAC Kreditkarten erfolgt durch die Landesbank Berlin AG, Alexanderplatz 2, 10178 Berlin.  
Der ADAC wird beauftragt, den Karten antrag an die Landesbank Berlin AG weiterzuleiten.

Antrag für die ADAC Kreditkarten – Partnerkartenantrag

▼ Vorname

▼ Vorname

▼ Name

▼ Name

▼ Straße, Hausnummer

▼ Straße, Hausnummer

▼ PLZ

▼ Wohnort

▼ Wohnort▼ Geburtsdatum

▼ Geburtsdatum

▼ Geburtsort

▼ Geburtsort

▼ Datum▼ Datum ▼ Unterschrift Hauptkarten-Inhaber▼ Unterschrift Partnerkarten-Inhaber

✘✘

▼ Staatsangehörigkeit ▼ ADAC Mitgliedsnummer (falls vorhanden)

▼ ADAC Mitgliedsnummer

Die unterzeichnenden Personen legen diesen Antrag gemeinsam vor und übernehmen die gesamt schuldnerische Haftung für alle Rechnungsbeträge, die durch diese 
Partnerkarte(n) verursacht werden. Der Kartenpreis sowie die Kartenumsätze werden dem Konto des Hauptkarten-Inhabers belastet. 

Es gelten die Bedingungen und Erklärungen zu den ADAC Kreditkarten (Visa/Mastercard) und der ADAC ClubmobilKarte der Landesbank Berlin AG.

Hiermit ermächtige ich (Partnerkarten-Antragsteller) den Hauptkarten-Inhaber, alle die Abwicklung des Vertragsverhältnisses betreffenden  Erklärungen mit  Wirkung  
auch für mich  abzugeben oder entgegenzunehmen.

  Ich wünsche eine kostenlose PIN für Bargeldverfügungen am Geldautomaten.  
Nach Kartenausstellung erhalte ich per Post weitere Informationen, wie ich meine 
Wunsch-PIN schnell und einfach selbst festlegen kann.

  Ich möchte vorerst keine PIN.  
Ich kann meine PIN später jederzeit beim ADAC KartenService anfordern.

 Wunsch-PIN (Geheimzahl) für Bargeldverfügungen

*Zzgl. zum Clubbeitrag.
**Bei Einsatz der Karte bis max. 1.500,– €  

Tankumsatz pro Kalenderjahr.
***Bei Einsatz der Karte bis max. 2.500,– €  

Tankumsatz pro Kalenderjahr.
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 Frau      Herr

 Frau      Herr
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Bedingungen und Erklärungen zu den 
ADAC Kreditkarten (Visa/Mastercard) 
und der ADAC ClubmobilKarte der 
Landesbank Berlin AG
Rechtsverbindliche Erklärungen
Der ADAC wird mit der Vorprüfung und Weiterleitung des 
Kartenantrages (zusammen mit den Angaben über die 
Dauer der ADAC Mitgliedschaft) an die Landesbank Berlin 
AG beauftragt. Ich willige ein, dass die Legitimationsda-
ten (Ausweisnummer, ausstellende Behörde, Gültigkeits-
datum, Staatsangehörigkeit) und eine Kopie des Ausweis-
dokuments, sofern die Legitimation in einer ADAC  
Geschäftsstelle durchgeführt wird, an die Landesbank 
Berlin AG, Alexanderplatz 2, 10178 Berlin übermittelt 
werden. Ich willige ein, dass der ADAC e. V. und die mit 
ihm verbundenen Tochtergesellschaften über den Ab-
schluss eines Kreditkartenvertrages für mich und ggf. 
den Partnerkarten-Inhaber, den Kreditkartentypen und 
eventuell die Beendigung des Vertrages informiert wer-
den. Diese Daten werden ausschließlich für Zwecke der 
Mitgliederbestandsführung sowie der Schadenregulie-
rung durch die beteiligten Versicherungen verwendet.
1. Ermächtigung zur Erteilung einer Bankauskunft
Die Landesbank Berlin AG wird ermächtigt, die erforderli-
chen banküblichen Auskünfte bei meiner angegebenen 
Bank oder Kreditkartengesellschaft einzuholen. Diese wer-
den zur Auskunftserteilung ermächtigt.
2. Angaben gemäß dem Geldwäschegesetz (GwG)
Zu den Angaben gemäß dem Geldwäschegesetz (GwG) / Ab-
klärung des wirtschaftlich Berechtigten erkläre ich: Ich 
handle im eigenen wirtschaftlichen Interesse und nicht auf 
fremde Veranlassung (insbesondere nicht als Treuhänder). 
Mir ist bekannt, dass sich hierzu ergebende Änderungen der 
Bank unverzüglich in Textform anzuzeigen sind.
3. Erklärung zum automatischen zwischenstaatlichen 
Informationsaustausch und FATCA
Ich versichere, dass alle im Kartenantrag erfassten Angaben 
zum automatischen zwischenstaatlichen Informationsaus-
tausch und FATCA (insbesondere die Angaben zur steuerli-
chen Ansässigkeit und Staatsangehörigkeit) wahrheitsge-
mäß und vollständig sind und verpflichte mich hiermit,  
etwaige Änderungen dieser Angaben der Bank innerhalb von 
30 Tagen mitzuteilen. Die Angaben zur steuerlichen Ansäs-
sigkeit und Staatsangehörigkeit ersetzen alle meine voraus-
gegangenen Angaben zum automatischen zwischenstaatli-
chen Informationsaustausch und FATCA.
Über eine mögliche Meldung von Daten bezüglich des Auto-
matischen zwischenstaatlichen Informationsaustauschs 
und FATCA an das deutsche Bundeszentralamt für Steuern 
und an die zuständige ausländische Steuerbehörde wurde 
ich informiert.

Datenübermittlung an die SCHUFA und 
infoscore Consumer Data GmbH und 
Befreiung vom Bankgeheimnis  
(gilt nicht für die ADAC ClubmobilKarte)
Die Landesbank Berlin AG übermittelt im Rahmen dieses 
Vertragsverhältnisses erhobene personenbezogene Da-
ten über die Beantragung, die Durchführung und Beendi-
gung dieser Geschäftsbeziehung sowie Daten über nicht 
vertragsgemäßes Verhalten oder betrügerisches Verhal-
ten an die SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 
Wiesbaden und die infoscore Consumer Data GmbH, 
Rheinstr. 99, 76532 Baden-Baden (im folgenden Aus-
kunfteien). Rechtsgrundlagen dieser Übermittlungen 
sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 6 Absatz 
1 Buchstabe f der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO). Übermittlungen auf der Grundlage von Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe f DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit 
dies zur Wahrung berechtigter Interessen der Bank/
Sparkasse oder Dritter erforderlich ist und nicht die In-
teressen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der be-
troffenen Person, die den Schutz personenbezogener 
Daten erfordern, überwiegen. Der Datenaustausch mit 
den Auskunfteien dient auch der Erfüllung gesetzlicher 
Pflichten zur Durchführung von Kreditwürdigkeitsprüfun-
gen von Kunden (§ 505a des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches, § 18a des Kreditwesengesetzes).
Der Kunde befreit die Landesbank Berlin AG insoweit 
auch vom Bankgeheimnis.
Die Auskunfteien verarbeiten die erhaltenen Daten und 
verwenden sie auch zum Zwecke der Profilbildung (Sco-
ring), um ihren Vertragspartnern im Europäischen Wirt-
schaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren 
Drittländern (sofern zu diesen ein Angemessenheitsbe-
schluss der Europäischen Kommission besteht) Informa-
tionen unter anderem zur Beurteilung der Kreditwürdig-
keit von natürlichen Personen zu geben. Nähere Infor-
mationen zur Tätigkeit der SCHUFA können dem SCHUFA-
Informationsblatt nach Art. 14 DS-GVO entnommen oder 
online unter www.schufa.de/datenschutz eingesehen 
werden. Informationen zu infoscore Consumer Data 
GmbH finden Sie im ICD-Informationsblatt oder online 
unter https://finance.arvato.com/icdinfoblatt.

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die  
ADAC Kreditkarten (Visa/Mastercard) und die 
ADAC ClubmobilKarte der Landesbank Berlin AG
Über Verwendungsmöglichkeiten und Handhabung der 
 Karten informieren Sie ausführlich unsere Servicehefte. Für 
das Vertragsverhältnis gelten die folgenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen:
1. Kartenausgabe
Die von der Landesbank Berlin AG ausgegebene ADAC Visa/
Mastercard ist eine Kreditkarte und die ADAC Clubmobil-
Karte ist eine Debitkarte. Der Antragsteller muss bei Bean-
tragung volljährig sein und seinen Wohnsitz in Deutschland 
haben. Der Kartenvertrag (nachfolgend „Vertrag“) kommt 
erst mit Legitimation des Karteninhabers zustande. 

2. Verwendungsmöglichkeiten
Die ADAC Kreditkarten (nachfolgend „Karte“ bzw. „Karten“) 
werden von der Landesbank Berlin AG, Alexanderplatz 2, 
10178 Berlin (nachfolgend „Bank“) herausgegeben. Die 
Bank ist somit Vertragspart nerin des Karteninhabers.
Mit einer ADAC Kreditkarte kann der Karteninhaber
– bei Vertragsunternehmen des Visa- bzw. Mastercard-Ver-

bundes Waren und Dienstleistungen im In- und Ausland 
sowie im elektronischen Handel (Internet) bargeldlos 
 bezahlen und

– an zugelassenen Geldautomaten sowie an Kassen von 
Kreditinstituten Bargeld beziehen (Bargeld-Service).

Die ADAC ClubmobilKarte ist nur einsetzbar, sofern sich aus-
reichend Guthaben auf dem Kartenkonto befindet. Das sich 
auf der ADAC ClubmobilKarte befindende Guthaben stellt 
den Verfügungsrahmen dar. Der Karteneinsatz ist nur bei 
online autorisierenden Vertragshändlern möglich.
Die Vertragsunternehmen sowie die Kreditinstitute und 
Geldautomaten im Rahmen des Bargeld-Service sind an 
dem Akzeptanzsymbol zu erkennen, das auf den Karten zu 
sehen ist. Der Karteninhaber darf die Karten nur im Rah-
men seiner Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie 
im Rahmen des von der Landesbank Berlin AG eingeräum-
ten Verfügungsrahmens nutzen. Der Verfügungsrahmen stellt 
außerdem den Höchstbetrag dar, über den der Karteninha-
ber innerhalb eines Rechnungsmonats im elektronischen 
Handel (Internet) verfügen kann, das sog. Internetlimit. Der 
Karteninhaber kann mit der Bank eine Änderung des Ver-
fügungsrahmens und des Internetlimits vereinbaren. Durch 
Herabsetzen des Internetlimits auf 0,– EUR kann der Kar-
teninhaber auf die Karteneinsatzmöglichkeit im elektro-
nischen Handel (Internet) verzichten.
3. Autorisierung des Zahlungsauftrags
Bei Nutzung der Karten ist/sind entweder
– ein Beleg zu unterschreiben, auf dem die Kartendaten 

übertragen sind, oder
– an Geldautomaten, bei Vertragsunternehmen sofern er-

forderlich sowie gegebenenfalls an automatisierten 
 Kassen die PIN einzugeben oder

– bei Vertragsunternehmen und Zahlungen im Wert von bis 
zu 50 Euro, wobei an einigen Kartenterminals geringere 
Beträge möglich sind, die Karte (sofern die Kontaktlos-
funktion vorhanden ist) auf das Kartenterminal aufzule-
gen oder heranzuführen sowie gegebenenfalls die PIN 
einzugeben bzw. ein Beleg zu unterschreiben, auf dem 
die Kartendaten übertragen sind, oder

– im Internet die vom Vertragsunternehmen geforderten 
Kartendaten auf dessen Internetseite einzugeben sowie 
gegebenenfalls von der Bank und/oder dem Vertrags-
unternehmen angebotene besondere Authentifizierungs-
verfahren zu nutzen. Ist der Karteninhaber bei dem durch 
die Bank angebotenen Authentifizierungsverfahren für 
Online-Bezahltransaktionen nicht registriert und lehnt er 
die Registrierung während des Bezahlvorgangs bzw. Auto-
risierungsvorgangs bei einem teilnehmenden Vertrags-
unternehmen ab, kann die Autorisierung des Zahlungs-
auftrages nicht stattfinden.

Nach vorheriger Abstimmung zwischen Karteninhaber und 
Vertragsunternehmen kann der Karteninhaber – insbeson-
dere zur Beschleunigung eines Geschäftsvorfalls – aus-
nahmsweise darauf verzichten, den Beleg zu unterzeichnen, 
und stattdessen lediglich seine Kartendaten angeben.
Für die Bezahlung können die Kartendaten auch in einem 
elektronischen Gerät (z. B. Mobiltelefon) hinterlegt werden. 
Ferner besteht die Möglichkeit, dass die Kartendaten bei 
einem Bezahlvorgang durch andere, die Kartendaten ein-
deutig repräsentierende Daten (z. B. Token) ersetzt werden. 
Mit dem Einsatz der Karten erteilt der Karteninhaber die 
Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzah-
lung. Soweit dafür zusätzlich eine PIN, die Unterschrift oder 
ein besonderes Authentifizierungsverfahren erforderlich ist, 
wird die Zustimmung erst mit deren Einsatz erteilt. In dieser 
Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung 
enthalten, dass die Bank die für die Ausführung der Karten-
zahlung notwendigen personenbezogenen Daten des Kar-
teninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert. Nach 
der Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die 
Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.
4. Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags
Die Bank ist berechtigt, einen im Rahmen der finanziellen 
Nutzungsgrenze (Ziffer 24) verfügbaren Geldbetrag auf dem 
Kartenkonto des Karteninhabers zu sperren, wenn
– der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst 

worden ist und
– der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sper-

renden Geldbetrags zugestimmt hat.
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet 
sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüg-
lich frei, nachdem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt 
worden ist.
5. Ablehnung von Zahlungsaufträgen durch die Bank
Die Bank ist berechtigt, den Zahlungsauftrag abzulehnen, 
wenn
– der Karteninhaber diesen nicht nach Ziffer 3 autorisiert hat,
– der für den Zahlungsauftrag geltende Verfügungsrahmen 

oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten 
wurde,

– Sicherheitsbedenken bestehen, oder
– die Karten gesperrt sind.
Hierüber wird der Karteninhaber über das Terminal, an dem 
die Karten eingesetzt werden, unterrichtet. Wird ein Zah-
lungsauftrag durch die Bank abgelehnt, hat der Karten-
inhaber die Möglichkeit, telefonisch (24-Stunden-Service 
Hotline) den ADAC KartenService zu kontaktieren.
6. Ausführungsfrist
Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfänger ausge-
löst. Nach Zugang des Zahlungsauftrages bei der Bank ist 
diese verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungs-
betrag spätestens zu dem in den jeweiligen Preis- und 
Leistungsverzeichnissen für die ADAC Kreditkarten der Lan-
desbank Berlin AG (nachfolgend „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“) angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers eingeht.
7. Persönliche Authentifizierungsmerkmale
Zu den Authentifizierungsmerkmalen zählen die persönliche 
Geheimzahl (PIN), Kennwörter und Transaktionsnummern 
(z. B. SMS-TAN), die insbesondere im elektronischen Handel 
(Internet) zur Autorisierung von Zahlungen durch den Kar-
teninhaber Anwendung finden. Der Karteninhaber hat dafür 
Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis von 

seinen persönlichen Authentifizierungsmerkmalen erhält. 
Die persönlichen Authentifizierungsmerkmale dürfen ins-
besondere nicht auf der Karte vermerkt oder in anderer 
Weise zusammen mit dieser aufbewahrt werden. Denn jede 
Person, die in den Besitz der Karte kommt und die persön-
lichen Authentifizierungsmerkmale kennt, hat die Möglich-
keit, missbräuchliche Kartenverfügungen zu tätigen (z. B. 
Geld am Geldautomaten abzuheben). Die Karte kann an 
Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen, an denen 
im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte die PIN 
eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, 
wenn die persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander 
falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in 
diesem Fall mit der Bank in Verbindung setzen. 
8.  Allgemeine Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten  

des Karteninhabers
Unterschrift: Der Karteninhaber hat die Karten sofort nach 
Erhalt unverzüglich zu unterschreiben.
Aufbewahrung der Karten: Die Karten sind mit besonderer 
Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhan-
denkommen und missbräuchlich genutzt werden - insbe-
sondere dürfen die Karten nicht unbeaufsichtigt im Kraft-
fahrzeug aufbewahrt werden. Bei Nutzung besonderer  
Authentifizierungsverfahren gemäß Ziffer 3 hat der Karten-
inhaber vor der Autorisierung die Übereinstimmung der zur 
Authentifizierung übermittelten Transaktionsdaten (z. B. 
Zahlbetrag, Datum) mit den für den Zahlungsauftrag vorge-
sehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von Abwei-
chungen ist die Transaktion abzubrechen und der Verdacht 
auf missbräuchliche Verwendung der Bank anzuzeigen.  
9. Unterrichtungs- und Anzeigepflichten
Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner 
Karte, die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige 
nicht autorisierte Nutzung der Karte, der Kartendaten, der 
PIN oder des Authentifizierungsverfahrens fest, hat er die 
Bank unverzüglich zu unterrichten (Sperranzeige). Der Kar-
teninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüg-
lich bei der Polizei anzuzeigen. Änderungen des Namens, 
der Anschrift, der E-Mail-Adresse oder der Kontoverbindung 
sind ebenfalls umgehend mitzuteilen.
10.  Zahlungsverpflichtung der Bank und des  

Karteninhabers
Die Bank wird die bei der Nutzung der Karten entstandenen 
sofort fälligen Forderungen der Vertragsunternehmen gegen 
den Karteninhaber bezahlen. Der Karteninhaber ist seiner-
seits verpflichtet, der Bank diese Forderungsbeträge zu er-
statten. Entsprechendes gilt für im Rahmen des Bargeld-
Service entstandene Forderungen. Auch wenn der Karten-
inhaber den finanziellen Verfügungsrahmen nicht einhält, 
ist die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwendungen zu 
verlangen, die aus der Nutzung der Karten entstehen.
11. Reklamationen und Beanstandungen
Reklamationen und Beanstandungen aus dem Vertrags-
verhältnis zwischen dem Karteninhaber und dem Vertrags-
unternehmen sind unmittelbar zwischen diesen zu klären; 
sie berühren nicht die Zahlungsverpflichtung des Karten-
inhabers. Für pflichtwidriges Verhalten von Karten-Akzep-
tanzstellen gegenüber dem Karteninhaber ist die Bank 
nicht haftbar. Die Rechte des Karteninhabers nach Ziffer 15 
bis 20 dieser Bedingungen bleiben unberührt.
12. Abrechnung der Umsätze
Die Kartenumsätze werden dem Kartenkonto belastet und 
mit gegebenenfalls vorhandenem Guthaben sofort verrech-
net. Der Hauptkarten-Inhaber erhält einmal monatlich eine 
Kartenabrechnung, auf der alle gebuchten Transaktionen 
ausgewiesen sind. Weist die Kartenabrechnung einen 
 negativen Saldo aus, wird dieser Rechnungsbetrag von dem 
angegebenen Abrechnungskonto per Lastschrift eingezogen.     
Die Bank ist auch berechtigt, offene Beträge auch aus Vor-
monaten – z. B. nicht ausgeglichene Umsätze – einzuziehen. 
Der Hauptkarteninhaber wird mit einem Vorlauf von min-
destens 5 Tagen über den Lastschrifteinzug informiert. Der 
Karten inhaber hat die Kartenabrechnung unverzüglich auf 
nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Verfügungen 
hin zu überprüfen.
13. Guthaben
Der Karteninhaber kann auf seinem Kartenkonto Guthaben 
bilden. Das jeweilige Guthaben auf dem Kartenkonto ist 
Privatvermögen und wird verzinst. Die Höhe und Berech-
nung der Zinsen ergeben sich aus dem jeweiligen Preis- 
und Leistungsverzeichnis.
14. Aufladen und Entladen der ADAC ClubmobilKarte
Der Karteninhaber kann seine Karte mittels Überweisung, 
Einzahlung oder Dauerauftrag aufladen. Das Entladen des 
Kartenkontos erfolgt durch die Nutzung der Karte wie unter 
Ziffer 2 beschrieben. Darüber hinaus kann vorhandenes 
Guthaben auf das der Bank benannte Abrechnungs-/ 
Referenzkonto überwiesen werden. Verfügungen oder Über-
weisungen über das vorhandene Guthaben hinaus sind 
nicht zulässig.
15. Sperrung und Einziehung der Karten durch die Bank
Die Bank darf die Karten sperren und den Einzug der 
 Karten (z. B. an Geldautomaten) veranlassen, wenn
– sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund 

zu kündigen,
– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit 

der Karten dies rechtfertigen oder
– der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrüge-

rischen Verwendung der Karten besteht.
Die Bank wird den Karteninhaber über die Sperre unter 
 Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, 
spätestens jedoch unverzüglich nach der Sperre unter-
richten. Die Bank wird die Karten entsperren oder diese 
durch neue Karten ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre 
nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie  
den Karteninhaber unverzüglich.
16.  Erstattungsanspruch bei autorisierter  

Kartenverfügung
Der Karteninhaber hat einen Anspruch auf Wiedergutschrift 
eines in der Kartenabrechnung ausgewiesenen Forderungs-
betrags, der auf einem von dem Vertragsunternehmen aus-
gelösten autorisierten Zahlungsvorgang beruht, wenn bei 
der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde 
und der Zahlungsbetrag den Betrag übersteigt, den der 
 Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabe-
verhalten, den Bedingungen des Kartenvertrages und den 
jeweiligen Umständen des Einzelfalls hätte erwarten kön-
nen; mit einem etwaigen Währungsumtausch zusammen-
hängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der ver-
einbarte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber muss gegenüber der Bank die Sachum-
stände darlegen, mit denen er seinen Anspruch auf Wieder-
gutschrift begründet. Ein Anspruch des Karteninhabers auf 
Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er ihn nicht innerhalb 
von acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Ausweises der 
 Belastung des betreffenden Zahlungsbetrags auf der Kredit-
kartenabrechnung gegenüber der Bank geltend macht.
17.  Erstattungsanspruch bei nicht autorisierter 

Kartenverfügung
Im Falle einer nicht autorisierten Verfügung hat die Bank 
gegen den Karteninhaber keinen Anspruch auf Erstattung 
ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Karten-
inhaber den Betrag unverzüglich und ungekürzt zu erstat-
ten. Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, wird 
die Bank dieses wieder auf den Stand bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Ver-
fügung befunden hätte.
18.  Erstattungsanspruch bei nicht erfolgter oder fehler- 

hafter Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Aus-

führung einer autorisierten Verfügung kann der Karten-
inhaber von der Bank die unverzügliche und ungekürzte 
Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, 
als die Verfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. 
 Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem 
es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Ver-
fügung befunden hätte.

(2) Der Karteninhaber kann über den Absatz 1 hinaus von 
der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen inso-
weit verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit 
der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung der 
autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder 
seinem Konto belastet wurden.

(3) Besteht die fehlerhafte Ausführung darin, dass eine 
 autorisierte Kartenverfügung beim Zahlungsdienstleis-
ter des Zahlungsempfängers erst nach Ablauf der 
 Ausführungsfrist in Ziffer 5 eingeht (Verspätung), sind 
die Ansprüche des Karteninhabers nach den Absätzen  
1 und 2 ausgeschlossen. Ist dem Karteninhaber durch 
die Verspätung ein Schaden entstanden, haftet die 
Bank nach Ziffer 18.

(4) Wurde eine autorisierte Verfügung nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt, wird die Bank die Verfügung auf Verlangen 
des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das 
Ergebnis unterrichten.

19. Schadensersatzanspruch des Karteninhabers
Im Falle einer nicht autorisierten Verfügung oder im Falle 
einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
 autorisierten Verfügung kann der Karteninhaber von der 
Bank einen Schaden, der nicht bereits von Ziffer 16 oder 
17 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die 
Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank 
hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalte-
ten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertre-
ten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer 
zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber 
vorgegeben hat. Hat der Karteninhaber durch ein schuld-
haftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, 
in welchem Umfang Bank und Karteninhaber den Schaden 
zu tragen haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 
12.500,– EUR je Kartenzahlung begrenzt. Diese betrags-
mäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht
– für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge,
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Bank,
– für Gefahren, die die Bank besonders übernommen hat, 

und
– für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, 

soweit der Karteninhaber Verbraucher ist.
20.  Einwendungsausschluss bei nicht autorisierten 

Zahlungsvorgängen
Der Karteninhaber kann Ansprüche und Einwendungen 
nach Ziffer 16 bis 18 gegen die Bank wegen nicht auto-
risierter oder nicht erfolgter oder fehlerhaft ausgeführter 
Zahlungsvorgänge nicht mehr geltend machen, wenn er 
diese nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belas-
tung mit der Kartenverfügung darüber unterrichtet hat, dass 
es sich um eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder 
 fehlerhafte Kartenverfügung handelt. Der Lauf der 13-mo-
natigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Karteninhaber 
über die aus der Kartenverfügung resultierende Belastungs-
buchung entsprechend dem für Kontoinformationen verein-
barten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für 
den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung über die Karten-
abrechnung maßgeblich. Ansprüche und Einwendungen 
kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der vorgenannten 
Frist geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist gehindert war.
21.  Haftung für Schäden aus missbräuchlichen 

Verfügungen
Sobald der Bank der Verlust oder Diebstahl der Karten oder 
die missbräuchliche Nutzung der Karten oder Kartendaten 
(vgl. Ziffer 8) angezeigt wurde, übernimmt die Bank die da-
nach durch nicht vom Karteninhaber autorisierte Zahlungs-
vorgänge entstehenden Schäden, es sei denn, der Karten-
inhaber hat diese in betrügerischer Absicht ermöglicht. Bis 
zum Eingang der Verlustmeldung haftet der Karteninhaber 
ggü. der Bank ebenfalls nicht. Der Karteninhaber ist jedoch 
seiner Bank zum Ersatz des gesamten Schadens verpflich-
tet, der infolge eines nicht autorisierten Zahlungsvorganges 
entstanden ist, wenn er ihn in betrügerischer Absicht er-
möglicht oder durch vorsätzliche oder grob fahrlässige 
 Verletzung seiner Sorgfalts- und Anzeigepflichten herbeige-
führt hat. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann 
insbesondere vorliegen, wenn
– er den Verlust der Karten der Bank schuldhaft nicht 

 unverzüglich mitgeteilt hat oder
– er die Karten an eine andere Person weitergegeben hat 

oder
– er die Karten unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbe-

wahrt oder
– er die PIN auf den Karten vermerkt hat oder
– er die PIN zusammen mit den Karten verwahrt hat oder
– er die PIN auf einem mobilen Endgerät gespeichert hat 

oder
– er die PIN einer anderen Person mitgeteilt hat.
Die Haftung des Karteninhabers für Schäden, die innerhalb 
des Zeitraumes, für den der Verfügungsrahmen gilt, verur-
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sacht werden, beschränkt sich jeweils auf den vereinbarten 
Verfügungsrahmen. Für Schäden im Rahmen des Bargeld-
Service haftet der Karteninhaber pro Kalendertag maximal 
in Höhe des mitgeteilten täglichen Verfügungslimits, jedoch 
begrenzt auf den monatlichen Verfügungsrahmen. Hat die 
Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung 
des Schadens beigetragen, haftet sie für den entstandenen 
Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mit-
verschuldens.
22. Eigentum der Karten
Die Karten sind Eigentum der Bank und somit nicht über-
tragbar.
23. Partnerkarte
Der Partnerkarten-Inhaber tritt mit dem ersten Karten-
einsatz dem Vertrag zwischen dem Hauptkarten-Inhaber 
und der Bank bei. Für Beträge aus der Verwendung der 
Partnerkarte(n) haften der Inhaber der Hauptkarte und der 
Inhaber der Partnerkarte gesamtschuldnerisch. Die Abwick-
lung erfolgt über das Kartenkonto des Hauptkarten-Inha-
bers. Der Hauptkarten-Inhaber wird den Partnerkarten- 
Inhaber über die Karten-Beantragung sowie die Vertrags-
bedingungen der ADAC Kreditkarte informieren.
24.  Verfügungsrahmen für die ADAC Kreditkarten  

(exkl. ADAC ClubmobilKarte)
Der von der Bank eingeräumte Verfügungsrahmen ist für den 
Karteninhaber/Kunden verbindlich. Auch wenn die Verfügun-
gen mit den Karten den eingeräumten Verfügungsrahmen 
übersteigen, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwen-
dungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karten entste-
hen. Der Verfügungsrahmen kann durch einvernehmliche Er-
klärung von Karteninhaber/Kunde und Bank erhöht werden.
25.  Kreditvereinbarung für die ADAC Kreditkarten  

(exkl. ADAC ClubmobilKarte)
A. Kreditnehmer:
Kreditnehmer ist der Hauptkarten-Inhaber, der seine 
 monatlichen Kartenumsätze nicht vollständig ausgleicht, 
sondern in monatlichen Raten zurückzahlt (Teilzahlung).
B. Art des Kredits:
Der Nettokreditbetrag/Gesamtkreditbetrag (Verfügungs-
rahmen = Kreditrahmen) stellt einen unbefristeten Kre-
ditrahmen mit der Möglichkeit zur wiederholten Inan-
spruchnahme durch Einsatz der Karte und nicht unmittel-
barem, vollständigem Ausgleich der hierdurch monatlich 
entstehenden Belastungen dar.
C. Rückzahlung des Kredits:
Der Karteninhaber/Kreditnehmer ist verpflichtet, den ihm 
gewährten Kredit monatlich mindestens in Höhe von 10 % 
des Gesamtrechnungsbetrages, jedoch nicht weniger als  
50,– EUR (Mindestbetrag), zu tilgen.
D. Kredithöhe und Kosten:
Die Bank gewährt dem Karteninhaber/Kreditnehmer einen 
Kredit bis zur Höhe des Verfügungsrahmens (Kreditrahmen), 
soweit durch die jeweilige Belastungsbuchung ein Sollsaldo 
auf dem Kartenkonto entsteht und die monatlichen Karten-
umsätze nach Rechnungsstellung nicht voll, sondern in 
 Raten zurückgezahlt werden. Die Höhe des Kreditrahmens 
wird dem Karteninhaber mit Erhalt der Karte mitgeteilt. Die 
Mindesthöhe des von der Bank zur Verfügung gestellten 
Kreditrahmens ergibt sich aus dem Preis- und Leistungs-
verzeichnis.
Der von der Bank eingeräumte Kreditrahmen ist für den 
Karteninhaber/Kreditnehmer verbindlich. Auch wenn die 
Verfügungen mit der Karte den eingeräumten Kreditrahmen 
übersteigen, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der Aufwen-
dungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte ent-
stehen. Die Bank ist berechtigt, den Verfügungsrahmen, so-
fern ein sachgerechter Grund vorliegt, einseitig zu reduzie-
ren und wird den Karteninhaber entsprechend informieren. 
Der Kreditrahmen kann durch einvernehmliche  Erklärung 
von Karteninhaber und Bank erhöht werden. Überschreitet 
der Saldo der Monatsrechnung den vereinbarten Kreditrah-
men (Höchstkredit), so wird die Differenz nicht kreditiert, 
sondern zum vereinbarten Rechnungs termin zu 100 % fällig 
und per Lastschrift eingezogen.
Kosten: Der Karteninhaber/Kreditnehmer hat für die Inan-
spruchnahme des Kredites Zinsen zu entrichten. Die Höhe 
des veränderlichen Sollzinses und des effektiven Jahres-
zinses, sowie die zugrunde liegenden Berechnungsannah-
men für den effektiven Jahreszins ergeben sich aus dem 
Preis- und Leistungsverzeichnis. Eine Zinsanpassung erfolgt 
gemäß Ziffer 30.
Sonstige Kosten: Keine.
Gesamtbetrag aller Zahlungen: Der Gesamtbetrag aller 
Zahlungen und die zugrunde liegenden Berechnungsannah-
men ergeben sich aus dem jeweiligen Preis- und Leistungs-
verzeichnis.
E. Weitere Vertragsbedingungen:
1. Die Berechnung der Kreditkosten ist darauf abgestellt, 

dass der Karteninhaber/Kreditnehmer den vereinbarten 
Zahlungsverpflichtungen nachkommt. Für ausbleibende 
Zahlungen werden Mahnkosten, die nach Regelung in 
Ziffer 30 geändert werden können, berechnet. Aus-
bleibende Zahlungen können schwerwiegende Folgen für 
den Karteninhaber/Kreditnehmer haben (z. B. vorzeitige 
 Fälligstellung des Kredites) und die Erlangung künftiger 
Kredite erschweren.

2. Die Zinsberechnung erfolgt taggenau ab Inanspruchnah-
me und nicht unmittelbarem vollständigen Ausgleich der 
monatlich abgerechneten Beträge.

3. Der Karteninhaber/Kreditnehmer hat das Recht, den Kre-
dit jederzeit ganz oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen.

4. Kündigung
 Kündigungsrecht der Bank: Die Bank kann den Kredit je-

derzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei 
Monaten kündigen. Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung aus den in Ziffer 27 genannten Gründen bleibt 
unberührt. Darüber hinaus kann die Bank die Kredit-
vereinbarung kündigen, wenn der Karteninhaber/Kredit-
nehmer mit mindestens zwei aufeinander folgenden 
 Teilzahlungen ganz oder teilweise und mit mindestens  
10 %, bei einer Laufzeit des Kreditvertrags von mehr als 
drei Jahren mit mindestens 5 % des  Kreditnennbetrags in 
Verzug ist und die Bank dem Karteninhaber/Kreditneh-
mer erfolglos eine zweiwöchige Frist zur Zahlung des 
rückständigen Betrags mit der Erklärung gesetzt hat, 
dass sie bei Nichtzahlung innerhalb der Frist die gesamte 
Restschuld verlange. Die Kündigung der Bank erfolgt in 
Textform.

 Kündigungsrecht des Kreditnehmers: Der Karteninha-
ber/Kreditnehmer kann die Kreditvereinbarung jederzeit 

ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist ganz oder teil-
weise kündigen. Erfolgt die Kündigung innerhalb von  
6 Wochen nach Bekanntgabe einer Zinserhöhung, so wird 
die Erhöhung nicht wirksam. Eine Kündigung des Karten-
inhabers/Kreditnehmers nach den obigen Bestimmungen 
gilt als nicht erfolgt, wenn er den geschuldeten Betrag 
nicht binnen zwei Wochen nach Wirksamwerden der 
 Kündigung zurückzahlt. Darüber hinaus kann der Karten-
inhaber/Kreditnehmer den Kreditvertrag jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist aus wichtigem Grund 
kündigen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem Kredit-
nehmer unter Berücksichtigung aller Umstände des 
 Einzelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen 
 Interessen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis 
zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer 
Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann (§ 314 
BGB). Ferner kann der Kreditnehmer den Kreditvertrag 
jederzeit fristlos kündigen, wenn die Bank gegen die 
Pflicht zur Kreditwürdigkeitsprüfung verstoßen hat, es sei 
denn, der Kredit hätte bei ordnungsgemäßer Kredit-
würdigkeitsprüfung geschlossen werden dürfen oder der 
Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung beruht darauf, dass 
der Kreditnehmer der Bank vorsätzlich oder grob fahr-
lässig hierfür erforderliche Informationen unrichtig erteilt 
oder vorenthalten hat.

5. Leistungsverweigerungsrecht der Bank: Die Bank ist be-
rechtigt, die Auszahlung des Kredits aus einem sach-
lichen Grund zu verweigern (§ 499 Abs. 2 BGB).

6. Zuständige Aufsichtsbehörden:
 Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde: Europäi-

sche Zentralbank, Sonnemannstraße 20, 60314 Frank-
furt/Main, Postanschrift Europäische Zentralbank, 60640 
Frankfurt/Main (Internet: www.ecb.europa.eu). Für den 
Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde: Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer 
Straße 108, 53117 Bonn und Marie-Curie-Straße 24–28, 
60439 Frankfurt/Main (Internet: www.bafin.de). 

7. Der Zugang zu außergerichtlichen Beschwerde- und 
Rechtsbehelfsverfahren ist in Ziffer 31 geregelt.

8. Datenschutzbeauftragter Landesbank Berlin: Kontaktda-
ten des Beauftragten für den Datenschutz: Brunnenstr. 
110c, 13355 Berlin, E-Mail: datenschutz@lbb.de.

F. Widerrufsinformation:
Widerrufsrecht: Der Karteninhaber/Kreditnehmer kann 
seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen widerrufen. Die Frist beginnt nach 
Abschluss des Vertrags, aber erst nachdem der Karten-
inhaber/Kreditnehmer alle Pflichtangaben nach § 492 
Abs. 2 BGB (z. B. Angabe zur Art des Kredites, Angabe 
zum Nettokreditbetrag, Angabe zur Vertragslaufzeit) er-
halten hat. Der Karteninhaber/Kreditnehmer hat alle 
Pflichtangaben erhalten, wenn sie in der für den Karten-
inhaber/Kreditnehmer bestimmten Ausfertigung seines 
Antrags oder in der für den Karteninhaber/Kreditnehmer 
bestimmten Ausfertigung der Vertragsurkunde oder in 
 einer für den Karteninhaber/Kreditnehmer bestimmten 
Abschrift seines Antrags oder der Vertragsurkunde ent-
halten sind und dem Karteninhaber/Kreditnehmer eine 
solche Unterlage zur Verfügung gestellt worden ist. Über 
in den Vertragstext nicht aufgenommene Pflichtangaben 
kann der Karteninhaber/Kreditnehmer nachträglich auf 
einem dauerhaften Datenträger informiert werden; die 
Widerrufsfrist beträgt dann einen Monat. Der Karten-
inhaber/Kreditnehmer ist mit den nachgeholten Pflicht-
angaben nochmals auf den Beginn der Widerrufsfrist 
hinzuweisen. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die 
 Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. Brief, 
Fax) erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an: ADAC Karten-
Service, Landesbank Berlin AG, Gustav-Meyer-Allee 1, 
13355 Berlin, Faxnummer: (030) 2455 3670.
Widerrufsfolgen: Soweit der Kredit bereits ausbezahlt 
wurde, hat es der Darlehensnehmer spätestens inner-
halb von 30 Tagen zurückzuzahlen und für den Zeitraum 
zwischen der Auszahlung und der Rückzahlung des Kre-
dites den vereinbarten Sollzins zu entrichten. Die Frist 
beginnt mit der Absendung der Widerrufserklärung.

26. Entgelte
Die vom Karteninhaber geschuldeten Entgelte ergeben sich 
aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Dazu zählen auch 
Auslagenerstattungen und Schadensersatzforderungen 
(z. B. Schadensersatzpauschale für Rückbelastung von 
Lastschriften). Eine Schadensersatzpauschale für eine 
Rückbelastung einer Lastschrift wird nur dann berechnet, 
sofern der Kunde die Rückbelastung der Lastschrift zu ver-
treten hat und nur sofern der Kunde nicht nachweisen 
kann, dass der Bank kein oder lediglich ein im Vergleich zu 
dem von der Bank geltend gemachten Betrag wesentlich 
geringerer Schaden entstanden ist.
27. Fremdwährungsumrechnung
Belastungen in Währungen, die nicht auf Euro lauten, 
 werden in Euro umgerechnet. Die Bestimmung des Um-
rechnungskurses ergibt sich aus dem Preis- und Leistungs-
verzeichnis. Eine Änderung des Umrechnungskurses wird 
unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des 
 Karteninhabers wirksam.
28. Kündigung/Mindestvertragslaufzeit
Für den Kartenvertrag (nachfolgend „Vertrag“) gilt keine 
Mindestlaufzeit. Der Karteninhaber kann den Vertrag jeder-
zeit, also ohne Einhaltung einer Frist sowie unabhängig von 
der Laufzeit der Karten, in Textform kündigen. Für Karten-
inhaber, die ihren Kredit in Raten zurückzahlen (Teil-
zahlung), gilt die Kündigung als nicht erfolgt, wenn der 
 Karteninhaber den geschuldeten Betrag nicht binnen 
 zweier Wochen nach Wirksamwerden der Kündigung zu-
rückzahlt. 
Die Bank kann den Vertrag jederzeit mit einer Frist von zwei 
Monaten zum Monatsende in Textform kündigen.
Darüber hinaus kann die Bank den Vertrag fristlos in Text-
form kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch 
den die Fortsetzung des Vertrags auch unter angemessener 
 Berücksichtigung der berechtigten Belange des Karten- 
inhabers für die Bank unzumutbar ist. Ein solcher Grund 
liegt insbesondere vor, wenn die Erfüllung von Verbindlich-
keiten aus dem Vertrag gegenüber der Bank gefährdet 
 erscheint/ist. Im Falle der Kündigung sind die Karten 
 unverzüglich zurückzugeben.

29. Beauftragung Dritter
Die Bank ist berechtigt, zur Erfüllung des Vertrages für die 
von ihr zu erbringenden Leistungen sowie zu der Einforde-
rung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leistungen 
Dritte zu beauftragen, welchen die Daten des Karten-
inhabers ausschließlich im Rahmen der Zweckbestimmung 
dieses Vertrages zur Verfügung gestellt werden.
30. Änderungen der Bedingungen, Entgelte und Zinsen
Änderungen dieser Bedingungen, der Zinsen sowie der nach 
Ziffer 25 vereinbarten Entgelte werden dem Karteninhaber 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksam-
werdens in Textform (z. B. per Brief oder als Information auf 
der Kartenabrechnung, per E-Mail oder über die PDF-Kar-
tenabrechnung im Kreditkarten-Banking) angeboten. Die 
Zustimmung des Karteninhabers gilt als erteilt, wenn er 
seine Ablehnung nicht vor dem Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Änderungen angezeigt hat. Auf diese Genehmi-
gungswirkung wird ihn die Bank bei der  Bekanntgabe be-
sonders hinweisen. Werden dem Karten inhaber Änderungen 
der Bedingungen, der Zinsen sowie der nach Ziffer 25 ver-
einbarten Entgelte angeboten, kann er den Vertrag vor dem 
Wirksamwerden der Änderungen auch fristlos und kosten-
frei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Bank 
beim Angebot der Änderungen besonders hinweisen. Für 
Karteninhaber, die ihren Kredit in Raten zurückzahlen (Teil-
zahlung), gilt die Kündigung als nicht erfolgt, wenn der Kar-
teninhaber den geschuldeten Betrag nicht binnen zweier 
Wochen nach Wirksamwerden der Kündigung zurückzahlt.
31.  Zugang zu außergerichtlichen Beschwerde-  

und Rechtsbehelfsverfahren
Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten mit der 
 Landesbank Berlin AG besteht die Möglichkeit, die Schlich-
tungsstelle beim Deutschen Sparkassen- und Giroverband 
(DSGV) anzurufen. Das Anliegen ist in Textform an folgende 
Anschrift zu richten: Deutscher Sparkassen- und Girover-
band, Charlottenstraße 47, 10117 Berlin. Näheres regelt 
die Verfahrensordnung, die auf Wunsch zur Verfügung 
 gestellt wird.
Bei behaupteten Verstößen gegen das Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetz, die §§675c bis 676c des Bürgerlichen 
 Gesetzbuchs oder Artikel 248 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch kann darüber hinaus Beschwerde 
bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Postfach 12 53, 53002 Bonn, eingelegt werden.

Stand: 01.04.2018

Information zum Vertrag über die 
ADAC Kreditkarten (Visa/Mastercard) 
und die ADAC ClubmobilKarte der 
Landesbank Berlin AG
Diese Information gilt bis auf weiteres und steht nur in 
deutscher Sprache zur Verfügung.
Übersicht:
A. Allgemeine Informationen
B. Informationen zum Vertrag über die ADAC Kreditkarten 

und die ADAC ClubmobilKarte der Landesbank Berlin AG
C. Informationen über die Besonderheiten des Fernabsatz-

vertrages
A. Allgemeine Informationen
Anschrift: Landesbank Berlin AG (nachfolgend „Bank“), 
Alexanderplatz 2, 10178 Berlin, Telefon (030) 245 500, 
Fax: (030) 245 69 50200, E-Mail: information@lbb.de, 
Bankleitzahl: 100 500 00, BIC: BELADEBEXXX
Gesetzliche Vertretungsberechtigte: Vorstände: Dr. Johannes 
Evers (Vorsitzender), Volker Alt, Hans Jürgen Kulartz, Tanja 
Müller-Ziegler · Aufsichtsratsvorsitzender der Landesbank 
Berlin AG: Helmut Schleweis
Hauptgeschäftstätigkeit der Bank: Die Bank betreibt alle 
banküblichen Geschäfte (insbesondere Kreditgeschäft, 
Kontoführung, Einlagengeschäft, Wertpapier- und Depot-
geschäft, Zahlungsverkehr u. ä.).
Zuständige Aufsichtsbehörden: Für die Zulassung zustän-
dige Aufsichtsbehörde: Europäische Zentralbank, Sonne-
mannstraße 20, 60314 Frankfurt am Main, Postanschrift: 
Europäische Zentralbank, 60640 Frankfurt am Main  
(Internet: www.ecb.europa.eu).
Für den Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde: 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurhein-
dorfer Straße 108, 53117 Bonn und Marie-Curie-Straße 
24–28, 60439 Frankfurt am Main (Internet: www.bafin.de).
Eintragung im Handelsregister: Amtsgericht Berlin – 
 Charlottenburg/Berlin, Reg.Nr. HRB 99726 B
Umsatzsteueridentifikationsnummer: DE 136634107
Vertragssprache: Maßgebliche Sprache für dieses Ver-
tragsverhältnis und die Kommunikation mit dem Kunden 
während der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.
Rechtsordnung/Gerichtsstand: Auf den Vertragsschluss 
und die gesamte Geschäftsverbindung findet deutsches 
Recht Anwendung, sofern dem nicht zwingende gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen. Die Zuständigkeit des allge-
meinen Gerichtsstandes der Landesbank Berlin AG ergibt 
sich aus § 29 ZPO.
Außergerichtliche Streitschlichtung: Für die Beilegung 
von Streitigkeiten mit der Bank besteht für Kunden die 
Möglichkeit, den Ombudsmann des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes anzurufen. Außer den eigenen Auslagen 
ist das Ombudsmannverfahren für den beschwerdeführen-
den Kunden kostenfrei. Näheres regelt die “Verfahrensord-
nung für die Beilegung von Kundenbeschwerden im Bereich 
des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV)“, 
die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde 
ist in Textform an die Kundenbeschwerdestelle beim Deut-
schen Sparkassen- und Giroverband, Charlottenstraße 47, 
10117 Berlin, zu richten Bei behaupteten Verstößen gegen 
das ZAG, die §§ 675c bis 676c des BGB oder Artikel 248 
des EGBGB kann darüber hinaus Beschwerde bei der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Postfach 
12 53, 53002 Bonn, eingelegt werden.
Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensiche-
rung: Die Bank ist dem Sicherungssystem der Deutschen 
Sparkassen-Finanzgruppe angeschlossen.
B.  Informationen zum Vertrag über die ADAC Kreditkarten 

und die ADAC ClubmobilKarte der Landesbank Berlin AG
Wesentliche Leistungsmerkmale
Karteneinsatz: Mit den ADAC Kreditkarten und der ADAC 
ClubmobilKarte (nachfolgend „Karte“ oder „Karten“ ge-
nannt) kann der Karteninhaber bei Vertragsunternehmen 

des Visa- bzw. Mastercard-Verbundes Waren und Dienstleis-
tungen im In- und Ausland sowie im elektronischen Handel 
(Internet) bargeldlos bezahlen und an zugelassenen Geld-
automaten sowie an Kassen von Kreditinstituten Bargeld 
beziehen (Bargeld- Service).
Die ADAC ClubmobilKarte ist nur einsetzbar, sofern sich aus-
reichend Guthaben auf dem Kartenkonto befindet. Das sich 
auf der ADAC ClubmobilKarte befindende Guthaben stellt 
den Verfügungsrahmen dar. Der Karteneinsatz ist nur bei 
online autorisierenden Vertragshändlern möglich.
Die Vertragsunternehmen sowie die Kreditinstitute und 
Geldautomaten im Rahmen des Bargeld-Service sind an 
dem Akzeptanzsymbol zu erkennen, das auf der Karte zu 
sehen ist.
Der Karteninhaber darf die ADAC Kreditkarten (im Folgen-
den „Karte“ oder „Karten“) nur im Rahmen seiner Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse sowie im Rahmen des 
von der Landesbank Berlin AG (nachfolgend „Bank“ ge-
nannt) eingeräumten Verfügungsrahmens nutzen. Der Verfü-
gungsrahmen stellt außerdem den Höchstbetrag dar, über 
den der Karteninhaber innerhalb eines Rechnungsmonats 
im elektronischen Handel (Internet)  verfügen kann, das sog. 
Internetlimit. Der Karteninhaber kann mit der Bank eine 
Änderung des Verfügungsrahmens und des Internetlimits 
vereinbaren. Durch Herabsetzen des  Internetlimits auf  
0,– Euro ist der Einsatz der Karte im elektronischen Handel 
(Internet) nicht mehr möglich. 
Guthaben: Der Karteninhaber kann auf seinem Karten-
konto Guthaben bilden. Das jeweilige Guthaben auf dem 
 Kartenkonto ist Privatvermögen und wird verzinst. Die Höhe 
und Berechnung der Zinsen ergeben sich aus dem jewei-
ligen Preis- und Leistungsverzeichnis.
Versicherungen der ADAC Kreditkarten (exkl. ADAC 
ClubmobilKarte):
Die ADAC Kreditkarten enthalten unterschiedliche Versiche-
rungen. Deren Inhalte sind den jeweiligen Versicherungs-
bedingungen zu entnehmen.
Gegen Entgelt kann der Karteninhaber bei Nutzung der Teil-
zahlungsmöglichkeit den Zahlungsschutz abschließen. 
 Diese Versicherung dient der Absicherung des Saldos des 
Kartenkontos bei unverschuldeter Arbeitslosigkeit, Arbeits-
unfähigkeit bzw. dem Tod des Karteninhabers. Details zum 
Zahlungsschutz sind in den beigefügten Versicherungs-
bedingungen zum Zahlungsschutz enthalten.
Teilzahlungsmöglichkeit der ADAC Kreditkarten (exkl. 
ADAC ClubmobilKarte): Der Karteninhaber kann den Rech-
nungsbetrag wahlweise in voller Höhe oder in Teilbeträgen 
ausgleichen. Bei Nutzung der Teilzahlung ist der Inhaber 
verpflichtet, vom jeweiligen Rechnungsbetrag mindestens 
10 %, jedoch nicht weniger als 50,– EUR (Mindestbetrag), 
zu tilgen.
Kreditkarten-Banking: Der Hauptkarten-Inhaber erhält 
entweder automatisch (ADAC ClubmobilKarte) oder auf 
 Anforderung den Online-Zugang zum Kartenkonto. Dieser 
Service heißt Kreditkarten-Banking. Über das Kreditkarten-
Banking kann der Karteninhaber
– online den aktuellen Kontostand, die Kartenumsätze, die 

Kartenabrechnungen abrufen,
– online Reklamationen von Umsätzen veranlassen,
– Änderungen der Anschrift oder der Bankverbindung mit-

teilen,
– online Mitteilungen an die Bank versenden,
– die monatliche prozentuale Rückzahlungsrate ändern.
Es gelten hierfür die Nutzungsbedingungen für das Kredit-
karten-Banking.
Preise und Zusatzleistungen: Die aktuellen Preise für die 
ADAC Kreditkarten bzw. die ADAC ClubmobilKarte und alle 
damit zusammenhängenden Dienstleistungen und Zusatz-
leistungen sind dem jeweiligen Preis- und Leistungsver-
zeichnis zu entnehmen, das auf Wunsch zugesandt wird.  
Änderungen während der Laufzeit erfolgen nach Maßgabe 
der beigefügten Allge meinen Geschäftsbedingungen für die 
ADAC Kreditkarten (Visa/Mastercard) der Landesbank Ber-
lin AG.
Weitere vom Kunden zu zahlende Steuern und Kosten: 
Soweit aufgrund von Guthaben auf dem Kartenkonto Gut-
habenzinsen anfallen, sind diese Einkünfte steuerpflichtig. 
Bei Fragen sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige 
Steuerbehörde bzw. seinen steuerlichen Berater wenden. 
Dies gilt insbesondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig 
ist. Telekommunikationskosten werden seitens der Bank 
nicht in Rechnung gestellt.
Leistungsvorbehalt: Der Karteninhaber darf die ADAC Kre-
ditkarten nur im Rahmen seiner Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse verwenden.
Zahlung und Erfüllung des Vertrages: Zahlung der Ent-
gelte durch den Kunden: Die anfallenden
Entgelte werden auf dem Kartenkonto wie folgt belastet:
a) jährliches Kartenentgelt,
b) transaktionsbezogene Einzelentgelte nach Ausführung 

der Transaktion.
Die Abrechnung der Kartenumsätze erfolgt über das im 
 Kartenantrag benannte Konto. Die Kartenumsätze werden  
5 Tage nach Rechnungsdatum fällig und dem Konto be-
lastet.
Erfüllung: Vom Karteninhaber veranlasste Zahlungen erfüllt 
die Bank durch Zahlung an den Händler als Akzeptanten 
der Kartenzahlung.

Vertragliche Kündigungsregeln: Für den Kartenvertrag 
(nachfolgend „Vertrag“) gilt keine Mindestlaufzeit. Der 
Karteninhaber kann den Vertrag jederzeit, also ohne 
Einhaltung einer Frist sowie unabhängig von der Laufzeit 
der Karte in Textform kündigen. Für Karteninhaber, die 
 ihren Kredit in Raten zurückzahlen (Teilzahlung), gilt die 
Kündigung als nicht erfolgt, wenn der Karteninhaber den 
geschuldeten Betrag nicht binnen zweier Wochen nach 
Wirksamwerden der Kündigung zurückzahlt.
Die Bank kann den Vertrag jederzeit mit einer Frist von 
zwei Monaten zum Monatsende in Textform kündigen. 
Darüber hinaus kann die Bank den Vertrag fristlos in 
Textform kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, 
durch den die Fortsetzung des Vertrags auch unter ange-
messener Berücksichtigung der berechtigten Belange 
des Karteninhabers für die Bank unzumutbar ist. Ein 
solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn die Erfüllung 
von Verbindlichkeiten aus dem Vertrag gegenüber der 
Bank gefährdet erscheint/ist. Im Falle der Kündigung ist 
die Karte unverzüglich zurückzugeben.
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Mindestlaufzeit des Vertrages: Keine.
Sonstige Rechte und Pflichten der Vertragsparteien: Dem 
Vertrag zwischen der Bank und dem Karteninhaber liegen 
die folgenden Bedingungen und Erklärungen zugrunde:
– Rechtsverbindliche Erklärungen,
– Hinweis zum Datenaustausch zwischen der Landesbank 

Berlin AG und der SCHUFA und infoscore (gilt nicht für die 
ADAC ClubmobilKarte),

– Allgemeine Geschäftsbedingungen für die ADAC Kredit-
karten (Visa/Mastercard) und die ADAC ClubmobilKarte 
der Landesbank Berlin AG (inkl. Preis- und Leistungsver-
zeichnis)

– Nutzungsbedingungen für das Kreditkarten-Banking
– Datenschutzhinweise
– SCHUFA-Informationsblatt (gilt nicht für die ADAC Club-

mobilKarte)
– Infoscore-Informationsblatt (gilt nicht für die ADAC Club-

mobilKarte).
Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher 
 Sprache zur Verfügung.

Ihre Landesbank Berlin AG

Stand 25.05.2018

C.  Informationen über die Besonderheiten des 
Fernabsatzvertrages 

Informationen zum Zustandekommen des 
Kartenvertrages im Fernabsatz:
Der Kunde gibt gegenüber der Bank ein ihn bindendes 
 Angebot auf Abschluss des Kartenvertrages ab, indem er 
das Formular für den Antrag auf Ausstellung einer ADAC 
 Kreditkarte an die Bank übermittelt und dieses bzw. der 
ausgefüllte Partnerkarten-Antrag ihr zugeht.
Der Kartenvertrag kommt erst mit Aushändigung einer  
ADAC Kreditkarte zustande.
Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht: Der Kunde kann seine Vertragserklä-
rung innerhalb von 14 Tagen ohne Angaben von Gründen 
mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. Die Frist 
beginnt nach Erhalt dieser Belehrung auf einem dauer-
haften Datenträger, jedoch nicht vor Vertragsabschluss 
und auch nicht vor Erfüllung der Informationspflichten 
der Bank gemäß Artikel 246b § 2 Absatz 1 in Verbindung 
mit § 1 Absatz 1 Nummer 7 bis 12, 15 und 19 sowie  
Artikel 248 § 4  Absatz 1 EGBGB. Zur Wahrung der  
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des  
Widerrufs, wenn die Erklärung auf einem dauerhaften 
Datenträger (z. B. Brief, Fax) erfolgt. Der Widerruf ist zu 
richten an: ADAC KartenService, Landesbank Berlin AG, 
Gustav-Meyer-Allee 1, 13355 Berlin, Faxnummer: (030) 
2455 3670.
Widerrufsfolgen: Im Falle eines wirksamen Widerrufs  
sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurück-
zugewähren. Der Kunde ist zur Zahlung von Wertersatz  
für die bis zum Widerruf erbrachte Dienstleistung ver-
pflichtet, wenn der Kunde vor Abgabe der Vertragserklä- 
rung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde und 
 ausdrücklich zugestimmt hat, dass die Bank vor dem  
Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Gegen-
leistung beginnt. Besteht eine Verpflichtung zur Zahlung  
von Wertersatz, kann dies dazu führen, dass der Kunde  
die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen für den Zeit- 
raum bis zum Widerruf dennoch erfüllen muss. Das 
 Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von 
 beiden Seiten auf ausdrücklichen Wunsch des Kunden 
 vollständig erfüllt ist, bevor der Kunde sein Widerrufs- 
recht ausgeübt hat. Verpflichtungen zur Erstattung von 
 Zahlungen müssen innerhalb von 30 Tagen erfüllt wer- 
den. Die Frist beginnt für den Kunden mit der Absendung 
seiner Widerrufserklärung, für die Bank mit deren  
Empfang.
Besondere Hinweise: Bei Widerruf dieses Vertrages ist  
der Kunde auch an einen mit diesem Vertrag zusammen-
hängenden Vertrag nicht mehr gebunden, wenn der zu-
sammenhängende Vertrag eine Leistung betrifft, die von 
der Bank oder einem Dritten auf Grundlage einer Verein-
barung zwischen der Bank und dem Dritten erbracht 
wird.

Datenschutzhinweise
Unser Umgang mit Ihren Daten und Ihre Rechte
Informationen nach Artikeln 13, 14 und 21
Datenschutz Grundverordnung – DS-GVO

Hiermit informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten durch uns und die Ihnen nach den 
datenschutzrechtlichen Regelungen zustehenden Ansprü-
che und Rechte. Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und 
in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten bzw. mit Ihnen 
vereinbarten Dienstleistungen.

1.  Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und 
an wen kann ich mich wenden?

Verantwortliche Stelle ist:
Landesbank Berlin AG
Alexanderplatz 2
10178 Berlin
Information@lbb.de
Sie erreichen unsere/n Datenschutzbeauftragte/n unter:
Landesbank Berlin AG
Datenschutzbeauftragter
Alexanderplatz 2
10178 Berlin
datenschutz@lbb.de
2.  Welche Quellen und Daten nutzen wir?
Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rah-
men unserer Geschäftsbeziehung von Ihnen erhalten. Zu-
dem verarbeiten wir – soweit für die Erbringung unserer 
Dienstleistung erforderlich – personenbezogene Daten, die 
wir von unseren Kooperationspartnern oder sonstigen Drit-
ten (z. B. der SCHUFA) zulässigerweise (z. B. zur Ausführung 
von Aufträgen, zur Erfüllung von Verträgen oder aufgrund ei-
ner von Ihnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum 
anderen verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir 
aus öffentlich zugänglichen Quellen (z.B. Schuldnerver-
zeichnisse, Grundbücher, Handels- und Vereinsregister, 
Presse, Medien) zulässigerweise gewonnen haben und ver-
arbeiten dürfen.
Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Na-
me, Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort 
und Staatsangehörigkeit), Legitimationsdaten (z. B. Aus-
weisdaten) und Authentifikationsdaten (z. B. Unterschrift-
probe). Darüber hinaus können dies auch Auftragsdaten  
(z. B. Zahlungsauftrag, Wertpapierauftrag), Daten aus der 
Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen (z. B. Um-
satzdaten im Zahlungsverkehr), Kreditrahmen, Produktda-
ten (z. B. Einlagen-, Kredit- und Depotgeschäft), Informatio-
nen über Ihre finanzielle Situation (Bonitätsdaten,  
Scoring-/Ratingdaten, Herkunft von Vermögenswerten), 
Werbe- und Vertriebsdaten (inklusive Werbescores), 
Dokumentationsdaten (z. B. Beratungsprotokoll), Register-
daten, Daten über Ihre Nutzung von unseren angebotenen 
Telemedien (z. B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, 
Apps oder Newsletter, angeklickte Seiten von uns bzw. Ein-
träge) sowie andere mit den genannten Kategorien ver-
gleichbare Daten sein.
3.  Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der 

Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit 
den Bestimmungen der Europäischen Datenschutz-Grund-
verordnung (DS-GVO) und dem Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG).
3.1  Zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten  

(Art. 6 Abs. 1 Buchst. b DS-GVO)
Die Verarbeitung personenbezogener Daten (Art. 4 Nr. 2  
DS-GVO) erfolgt zur Erbringung und Vermittlung von Spar-
kassengeschäften, Finanzdienstleistungen sowie Versiche-
rungs- und Immobiliengeschäften, insbesondere zur Durch-
führung unserer Verträge oder vorvertraglichen Maßnahmen 
mit Ihnen und der Ausführung Ihrer Aufträge sowie aller mit 
dem Betrieb und der Verwaltung eines Kredit- und Finanz-
dienstleistungsinstituts erforderlichen Tätigkeiten.
Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster  
Linie nach dem konkreten Produkt (z. B. Konto, Kredit, Bau-
sparen, Wertpapiere, Einlagen, Vermittlung) und können  
unter anderem Bedarfsanalysen, Beratung, Vermögensver-
waltung und -betreuung sowie die Durchführung von Trans-
aktionen umfassen.
Die weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbei-
tung können Sie den jeweiligen Vertragsunterlagen und  
Geschäftsbedingungen entnehmen.
3.2  Im Rahmen der Interessenabwägung  

(Art. 6 Abs. 1 Buchst. f DS-GVO)
Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die  
eigentliche Erfüllung des Vertrages hinaus zur Wahrung  
berechtigter Interessen von uns oder Dritten. Beispiele:
– Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien  

(z. B. SCHUFA) zur Ermittlung von Bonitäts- bzw. Ausfallrisi-
ken und des Bedarfs beim Pfändungsschutzkonto oder Ba-
siskonto;

– Prüfung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanaly-
se und direkter Kundenansprache;

– Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit Sie 
der Nutzung Ihrer Daten nicht widersprochen haben;

– Geltendmachung rechtlicher Ansprüche und Verteidigung 
bei rechtlichen Streitigkeiten;

– Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der 
Landesbank Berlin AG;

– Verhinderung und Aufklärung von Straftaten;
– Videoüberwachungen dienen der Sammlung von Beweis-

mitteln bei Straftaten oder zum Nachweis von Verfügun-
gen und Einzahlungen z. B. an Geldautomaten. Sie dienen 
damit dem Schutz von Kunden und Mitarbeitern sowie 
der Wahrnehmung des Hausrechts;

– Maßnahmen zur Gebäude- und Anlagensicherheit (z. B. 
Zutrittskontrollen);

– Maßnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts;
– Maßnahmen zur Geschäftssteuerung und Weiterentwick-

lung von Dienstleistungen und Produkten.

3.3  Aufgrund Ihrer Einwilligung  
(Art. 6 Abs. 1 Buchst. a DS-GVO)

Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten für bestimmte Zwecke (z. B. Auswer-
tung von Zahlungsverkehrsdaten für Marketingzwecke) er-
teilt haben, ist die Rechtmäßigkeit dieser Verarbeitung auf 
Basis Ihrer Einwilligung gegeben. Eine erteilte Einwilligung 
kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch für den 
Widerruf von Einwilligungserklärungen, die – wie beispiels-
weise die SCHUFA-Klausel – vor der Geltung der DS-GVO, 
also vor dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden 
sind.
Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst für die Zukunft 
wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, 
sind davon nicht betroffen.
3.4  Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1 

Buchst. c DS-GVO) oder im öffentlichen Interesse 
(Art. 6 Abs. 1 Buchst. e DS-GVO)

Zudem unterliegen wir als Landesbank Berlin AG diversen 
rechtlichen Verpflichtungen, das heißt gesetzlichen Anforde-
rungen (z. B. Kreditwesengesetz, Geldwäschegesetz, Wertpa-
pierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie bankenaufsichts-
rechtlichen Vorgaben (z. B. der Europäischen Zentralbank, 
der Europäischen Bankenaufsicht, der Deutschen Bundes-
bank und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht. Zu den Zwecken der Verarbeitung gehören unter an-
derem die Kreditwürdigkeitsprüfung, die Identitäts- und Al-
tersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, die Erfül-
lung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten sowie 
die Bewertung und Steuerung von Risiken.
4.  Wer bekommt meine Daten?
Innerhalb der Landesbank Berlin AG erhalten diejenigen 
Stellen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer vertragli-
chen und gesetzlichen Pflichten brauchen. Auch von uns 
eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) können zu 
diesen genannten Zwecken Daten erhalten. Dies sind Un-
ternehmen in den Kategorien kreditwirtschaftliche Leistun-
gen, IT-Dienstleistungen, Logistik, Druckdienstleistungen, 
Telekommunikation, Inkasso, Beratung und Consulting so-
wie Vertrieb und Marketing.
Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außer-
halb der Landesbank Berlin AG ist zunächst zu beachten, 
dass wir nach den zwischen Ihnen und uns vereinbarten 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen zur Verschwiegenheit 
über alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen ver-
pflichtet sind, von denen wir Kenntnis erlangen (Bankge-
heimnis). Informationen über Sie dürfen wir nur weiterge-
ben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, Sie 
eingewilligt haben oder wir zur Erteilung einer Bankaus-
kunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen können 
Empfänger personenbezogener Daten z. B. sein:
– Öffentliche Stellen und Institutionen (z. B. Deutsche Bun-

desbank, Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, 
Europäische Bankenaufsichtsbehörde, Europäische Zentral-
bank, Finanzbehörden) bei Vorliegen einer gesetzlichen 
oder behördlichen Verpflichtung.

– Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder 
vergleichbare Einrichtungen, an die wir zur Durchführung 
der Geschäftsbeziehung mit Ihnen personenbezogene 
Daten übermitteln (je nach Vertrag: z. B. Korrespondenz-
Institute, Depotbanken, Börsen, Auskunfteien).

Weitere Datenempfänger können diejenigen Stellen sein, 
für die Sie uns Ihre Einwilligung zur Datenübermittlung er-
teilt haben bzw. für die Sie uns vom Bankgeheimnis gemäß 
Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben.
5.  Wie lange werden meine Daten gespeichert?
Soweit erforderlich, verarbeiten und speichern wir Ihre per-
sonenbezogenen Daten für die Dauer unserer Geschäftsbe-
ziehung, was beispielsweise auch die Anbahnung und die 
Abwicklung eines Vertrages umfasst. Dabei ist zu beachten, 
dass unsere Geschäftsbeziehung ein Dauerschuldverhältnis 
ist, welches auf Jahre angelegt ist.
Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewah-
rungs- und Dokumentationspflichten, die sich unter ande-
rem aus dem Handelsgesetzbuch (HGB), der Abgabenord-
nung (AO), dem Kreditwesengesetz (KWG), dem Geldwä-
schegesetz (GwG) und dem Wertpapierhandelsgesetz 
(WpHG) ergeben. Die dort vorgegebenen Fristen zur Aufbe-
wahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre.
Schließlich beurteilt sich die Speicherdauer auch nach den 
gesetzlichen Verjährungsfristen, die zum Beispiel nach den 
§§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in der Re-
gel 3 Jahre, in gewissen Fällen aber auch bis zu dreißig 
Jahre betragen können.
6.  Werden Daten in ein Drittland oder an eine 

internationale Organisation übermittelt?
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten (Staaten außerhalb 
des Europäischen Wirtschaftsraums –EWR) findet nur statt, 
soweit dies zur Ausführung Ihrer Aufträge (z. B. Zahlungs- 
und Wertpapieraufträge) erforderlich, gesetzlich vorge-
schrieben ist oder Sie uns Ihre Einwilligung erteilt haben. 
Über Einzelheiten werden wir Sie, sofern gesetzlich vorgege-
ben, gesondert informieren.
7.  Welche Datenschutzrechte habe ich?
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach 
Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 
DS-GVO, das Recht auf Löschung nach Art. 17 DS-GVO, das 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 
DS-GVO sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit aus Art. 
20 DS-GVO. Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht 
gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 BDSG. 
Ihr Begehren können Sie formfrei an uns adressieren und 
sollte möglichst gerichtet werden an:
Landesbank Berlin AG
Alexanderplatz 2
10178 Berlin
information@lbb.de
Darüber hinaus besteht ein Beschwerderecht bei der zu-
ständigen Datenschutzaufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO 
i.V.m. § 19 BDSG).
Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit, Friedrichstr. 219, 10969 Berlin 
Telefon: 030 13889-0 
Telefax: 030 2155050 
E-Mail: mailbox@datenschutz-berlin.de

8.  Besteht für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von 
Daten?

Im Rahmen unserer Geschäftsbeziehung müssen Sie nur 
diejenigen personenbezogenen Daten bereitstellen, die für 
die Begründung, Durchführung und Beendigung einer Ge-
schäftsbeziehung erforderlich sind oder zu deren Erhebung 
wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden 
wir in der Regel den Abschluss des Vertrages oder die Aus-
führung des Auftrages ablehnen müssen oder einen beste-
henden Vertrag nicht mehr durchführen können und ggf. 
beenden müssen.
Insbesondere sind wir nach den geldwäscherechtlichen 
Vorschriften verpflichtet, Sie vor der Begründung der Ge-
schäftsbeziehung beispielsweise anhand Ihres Personal-
ausweises zu identifizieren und dabei Ihren Namen, Ihren 
Geburtsort, Ihr Geburtsdatum, Ihre Staatsangehörigkeit so-
wie Ihre Wohnanschrift zu erheben. Damit wir dieser gesetz-
lichen Verpflichtung nachkommen können, haben Sie uns 
nach dem Geldwäschegesetz die notwendigen Informatio-
nen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen und sich im 
Laufe der Geschäftsbeziehung ergebende Änderungen un-
verzüglich anzuzeigen. Sollten Sie uns die notwendigen In-
formationen und Unterlagen nicht zur Verfügung stellen, 
dürfen wir die von Ihnen gewünschte Geschäftsbeziehung 
nicht aufnehmen.
9.  Inwieweit gibt es eine automatisierte 

Entscheidungsfindung im Einzelfall?
Zur Begründung und Durchführung der Geschäftsbeziehung 
nutzen wir grundsätzlich automatisierte Entscheidungsfin-
dung im Einzelfall gemäß Art. 22 DS-GVO. Sie haben das 
Recht, eine persönliche Überprüfung der automatisierten 
Einzelfallentscheidung zu verlangen, ihren eigenen Stand-
punkt darzulegen und die Einzelfallentscheidung anzufech-
ten.
10.  Inwieweit werden meine Daten für die Profilbildung 

(Scoring) genutzt?
Wir verarbeiten teilweise Ihre Daten automatisiert mit dem 
Ziel, bestimmte persönliche Aspekte zu bewerten (Profi-
ling). Wir setzen Profiling beispielsweise in folgenden Fällen 
ein:
– Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben sind wir 

zur Bekämpfung von Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung 
und vermögensgefährdenden Straftaten verpflichtet. Dabei 
werden auch Datenauswertungen (u. a. im Zahlungsver-
kehr) vorgenommen. Diese Maßnahmen dienen zugleich 
auch Ihrem Schutz.

– Um Sie zielgerichtet über Produkte informieren und beraten 
zu können, setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese 
ermöglichen eine bedarfsgerechte Kommunikation und 
Werbung einschließlich Markt- und Meinungsforschung.

– Im Rahmen der Beurteilung Ihrer Kreditwürdigkeit nutzen 
wir für Privatkunden das Scoring bzw. für Firmenkunden das 
Rating. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, mit 
der ein Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen vertragsge-
mäß nachkommen wird. In die Berechnung können bei-
spielsweise Einkommensverhältnisse, Ausgaben, bestehen-
de Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, Beschäftigungs-
dauer, Zahlungsverhalten (z. B. Kontoumsätze, Salden), Er-
fahrungen aus der bisherigen Geschäftsverbindung, 
vertragsgemäße Rückzahlung früherer Kredite sowie Infor-
mationen von Kreditauskunfteien einfließen. Bei Firmen-
kunden fließen zusätzlich weitere Daten mit ein, wie Bran-
che, Jahresergebnisse sowie Vermögensverhältnisse. Das 
Scoring und das Rating beruhen beide auf einem mathe-
matisch-statistisch anerkannten und bewährten Verfahren. 
Die errechneten Scorewerte und Bonitätsnoten unterstüt-
zen uns bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Pro-
duktabschlüssen und gehen in das laufende Risikomanage-
ment mit ein.

  Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 
Datenschutz Grundverordnung (DS-GVO)

 1)  Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht
   Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer 

besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die 
Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener 
Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe 
f der DS-GVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage 
einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch ein-
zulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmung 
gestütztes Profiling im Sinne von Art. 4 Nr. 4 DS-GVO, 
das wir zur Bonitätsbewertung oder für Werbezwecke 
einsetzen. Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre 
personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es 
sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Grün-
de für die Verarbeitung nachweisen, die Ihre Interes-
sen, Rechte und Freiheiten überwiegen oder die Ver-
arbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen.

 2)  Widerspruchsrecht gegen eine Verarbeitung von 
Daten für Zwecke der Direktwerbung

   In Einzelfällen verarbeiten wir Ihre personenbezoge-
nen Daten, um Direktwerbung zu betreiben. Sie ha-
ben das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Ver-
arbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten 
zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt 
auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direkt-
werbung in Verbindung steht. Widersprechen Sie der 
Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so wer-
den wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr 
für diese Zwecke verarbeiten.  

   Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte 
möglichst gerichtet werden an:

   Landesbank Berlin AG
   Alexanderplatz 2
   10178 Berlin
  information@lbb.de



Information gem. Art 14 EU-DSGVO 
über die infoscore Consumer Data 
GmbH („ICD“)

1.     Name und Kontaktdaten der ICD (verantwortliche 
Stelle) sowie des betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten

infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 Ba-
den-Baden
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter 
der o.a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder per E-
Mail unter: datenschutz@arvato-infoscore.de erreichbar.
2.    Zwecke der Datenverarbeitung der ICD
Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene Da-
ten, um ihren Vertragspartnern Informationen zur Beurtei-
lung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und juristischen 
Personen sowie zur Prüfung der Erreichbarkeit von Perso-
nen unter den von diesen angegebenen Adressen zu geben. 
Hierzu werden auch Wahrscheinlichkeits- bzw. Scoringwerte 
errechnet und übermittelt. Solche Auskünfte sind notwendig 
und erlaubt, um das Zahlungsausfallrisiko z.B. bei einer 
Kreditvergabe, beim Rechnungskauf oder bei Abschluss ei-
nes Versicherungsvertrages vorab einschätzen zu können. 
Die Datenverarbeitung und die darauf basierenden Aus-
kunftserteilungen der ICD dienen gleichzeitig der Bewah-
rung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen Verlusten 
und schützen Verbraucher gleichzeitig vor der Gefahr der 
übermäßigen Verschuldung. Die Verarbeitung der Daten  
erfolgt darüber hinaus zur Betrugsprävention, zur Risiko-
steuerung, zur Festlegung von Zahlarten oder Konditionen 
sowie zur Tarifierung.
3.    Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung der ICD
Die ICD ist ein Auskunfteiunternehmen, das als solches bei 
der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde gemeldet 
ist. Die Verarbeitung der Daten durch die ICD erfolgt auf 
Basis einer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1a i.V.m. Art. 7 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) oder auf Grundlage 
des Art. 6 Abs. 1 f DSGVO, soweit die Verarbeitung zur Wah-
rung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder 
eines Dritten erforderlich ist und sofern die Interessen und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, nicht überwiegen. Die 
ICD stellt ihren Vertragspartnern die Informationen nur 
dann zur Verfügung, wenn eine Einwilligung des Betroffenen 
vorliegt oder von den Vertragspartnern ein berechtigtes In-
teresse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und 
eine Verarbeitung nach Abwägung aller Interessen zulässig 
ist. Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Einge-
hung von Geschäften mit wirtschaftlichem Risiko gegeben 
(z.B. Rechnungskauf, Kreditvergabe, Abschluss eines Mobil-
funk-, Festnetz- oder Versicherungsvertrages).
4.    Kategorien der personenbezogenen Daten der ICD
Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, Vor-
name, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften), Infor-
mationen zum vertragswidrigen Zahlungsverhalten (siehe 
auch Ziff. 5), zu Schuldnerverzeichniseintragungen, (Privat-) 
Insolvenzverfahren und zur (Nicht-)Erreichbarkeit unter der 
angegebenen Adresse sowie entsprechende Scorewerte 
verarbeitet bzw. gespeichert.
5.    Herkunft der Daten der ICD
Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insolvenz-
veröffentlichungen sowie den Schuldnerverzeichnissen, die 
bei den zentralen Vollstreckungsgerichten geführt werden. 
Dazu kommen Informationen von Vertragspartnern der ICD 
über vertragswidriges Zahlungsverhalten basierend auf ge-
richtlichen sowie außergerichtlichen Inkassomaßnahmen. 
Darüber hinaus werden personenbezogene Daten (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) aus 
den Anfragen von Vertragspartnern der ICD gespeichert.
6.     Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten der ICD
Empfänger sind ausschließlich Vertragspartner der ICD. 
Dies sind insbesondere Unternehmen, die ein wirtschaftli-
ches Risiko tragen und ihren Sitz im europäischen Wirt-
schaftsraum, in Großbritannien und in der Schweiz haben. 
Es handelt sich dabei im Wesentlichen um Versandhandels- 
bzw. eCommerce-, Telekommunikations- und Versicherungs-
unternehmen, Finanzdienstleister (z.B. Banken, Kreditkar-
tenanbieter), Energieversorgungs- und Dienstleistungsun-
ternehmen. Darüber hinaus gehören zu den Vertragspart-
nern der ICD Unternehmen, die Forderungen einziehen, wie 
etwa Inkassounternehmen, Abrechnungsstellen oder 
Rechtsanwälte.
7.    Dauer der Datenspeicherung der ICD
Die ICD speichert Informationen über Personen nur für eine 
bestimmte Zeit, nämlich solange, wie deren Speicherung 
i.S.d. Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO notwendig ist.
Die bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Löschfris-
ten entsprechen einer Selbstverpflichtung (Code of  
Conduct) der im Verband Die Wirtschaftsauskunfteien e.V. 
zusammengeschlossenen Auskunfteiunternehmen.
    -   Informationen über fällige und unbestrittene Forderun-

gen bleiben gespeichert, so lange deren Ausgleich 
nicht bekannt gegeben wurde; die Erforderlichkeit der 
fortwährenden Speicherung wird jeweils taggenau 
nach vier Jahren überprüft. Wird der Ausgleich der For-
derung bekannt gegeben, erfolgt eine Löschung der 
personenbezogenen Daten taggenau drei Jahre da-
nach.

    -   Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen 
Vollstreckungsgerichte (Eintragungen nach § 882c  
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 ZPO) werden taggenau nach 
drei Jahren gelöscht, jedoch vorzeitig, wenn der ICD  
eine Löschung durch das zentrale Vollstreckungsge-
richt nachgewiesen wird.

    -   Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren 
oder Restschuldbefreiungsverfahren werden taggenau 
drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzverfahrens 
oder nach Erteilung oder Versagung der Restschuldbe-
freiung gelöscht.

    -   Informationen über die Abweisung eines Insolvenzan-
trages mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungs-
maßnahmen oder über die Versagung der Restschuld-
befreiung werden taggenau nach drei Jahren gelöscht.

    -   Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau 
nach drei Jahren gelöscht.

    -   Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespei-
chert; danach erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit 
der fortwährenden Speicherung für weitere drei Jahre. 
Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht 
zum Zwecke der Identifizierung eine länger währende 
Speicherung erforderlich ist.

8.  Betroffenenrechte gegenüber der ICD
Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht 
auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO, das Recht auf Berichti-
gung nach Art. 16 DSGVO, das Recht auf Löschung nach Art. 
17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
nach Art. 18 DSGVO. Darüber hinaus besteht die Möglich-
keit, sich an die für die ICD zuständige Aufsichtsbehörde  
–Der Landesdatenschutzbeauftragte für den Datenschutz 
Baden-Württemberg, Königstr. 10a, 70173 Stuttgart– 
zu wenden. Einwilligungen können jederzeit gegenüber dem 
betreffenden Vertragspartner widerrufen werden. Dies gilt 
auch für Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der 
DSGVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt 
nicht die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeite-
ten personenbezogenen Daten.

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der 
betroffenen Person ergeben, gegenüber der ICD wider-
sprochen werden.

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer 
Person gespeichert und an wen sie welche Daten übermit-
telt hat, teilt Ihnen die ICD das gerne im Rahmen einer 
–unentgeltlichen– schriftlichen Selbstauskunft mit. Die ICD 
bittet um Ihr Verständnis, dass sie aus datenschutzrechtli-
chen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte erteilen darf, 
da eine eindeutige Identifizierung Ihrer Person am Telefon 
nicht möglich ist. Um einen Missbrauch des Auskunfts-
rechts durch Dritte zu vermeiden, benötigt die ICD folgende 
Angaben von Ihnen: Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), 
Geburtsdatum, Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, 
Postleitzahl und Ort), ggf. Voranschriften der letzten fünf 
Jahre (dies dient der Vollständigkeit der zu erteilenden Aus-
kunft)
Wenn Sie –auf freiwilliger Basis– eine Kopie Ihres Ausweises 
beifügen, erleichtern Sie der ICD die Identifizierung Ihrer 
Person und vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie kön-
nen die Selbstauskunft auch via Internet unter https://
www.arvato.com/finance/de/verbraucher/selbstauskunft/
selbstauskunft-anfordern.html beantragen.
9.  Profilbildung/Profiling/Scoring
Die ICD-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte ergänzt 
werden. Beim Scoring der ICD wird anhand von Informatio-
nen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose 
insbesondere über Zahlungswahrscheinlichkeiten erstellt. 
Das Scoring basiert primär auf Basis der zu einer betroffe-
nen Person bei der ICD gespeicherten Informationen. An-
hand dieser Daten, von adressbezogenen Daten sowie von 
Anschriftendaten erfolgt auf Basis mathematisch-statisti-
scher Verfahren (insbes. Verfahren der logistischen Regres-
sion) eine Zuordnung zu Personengruppen, die in der Ver-
gangenheit ähnliches Zahlungsverhalten aufwiesen.
Folgende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring 
verwendet, wobei nicht jede Datenart auch in jede einzelne 
Berechnung mit einfließt: Daten zum vertragswidrigen Zah-
lungsverhalten (siehe Ziff. 4. u. 5.), zu Schuldnerverzeich-
nis-Eintragungen und Insolvenzverfahren (siehe Ziff. 4. u. 
5.), Geschlecht und Alter der Person, adressbezogene Daten 
(Bekanntsein des Namens bzw. des Haushalts an der Adres-
se, Anzahl bekannter Personen im Haushalt (Haushalts-
struktur), Bekanntsein der Adresse), Anschriftendaten (Infor-
mationen zu vertragswidrigem Zahlungsverhalten in Ihrem 
Wohnumfeld (Straße/Haus)), Daten aus Anfragen von Ver-
tragspartnern der ICD.
Besondere Kategorien von Daten i.S.d. Art. 9 DSGVO (z.B. 
Angaben zur Staatsangehörigkeit, ethnischen Herkunft oder 
zu politischen oder religiösen Einstellungen) werden von 
ICD weder gespeichert noch bei der Berechnung von Wahr-
scheinlichkeitswerten berücksichtigt. Auch die Geltendma-
chung von Rechten nach der DSGVO, also z.B. die Einsicht-
nahme in die bei der ICD gespeicherten Informationen 
nach Art. 15 DSGVO, hat keinen Einfluss auf das Scoring.
Die ICD selbst trifft keine Entscheidungen über den  
Abschluss eines Rechtsgeschäfts oder dessen Rahmenbe-
dingungen (wie z.B. angebotene Zahlarten), sie unterstützt 
die ihr angeschlossenen Vertragspartner lediglich mit ihren 
Informationen bei der diesbezüglichen Entscheidungsfin-
dung. Die Risikoeinschätzung und Beurteilung der Kredit-
würdigkeit sowie die darauf basierende Entscheidung  
erfolgt allein durch Ihren Geschäftspartner.

SCHUFA-Information
1.     Name und Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle 

sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden, 
Tel.: +49 (0) 6 11-92 78 0
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist 
unter der o.g. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz oder
per E-Mail unter datenschutz@schufa.de erreichbar.
2.     Datenverarbeitung durch die SCHUFA
2.1   Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Inte-

ressen, die von der SCHUFA oder einem Dritten ver-
folgt werden

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um be-
rechtigten Empfängern Informationen zur Beurteilung der-
Kreditwürdigkeit von natürlichen und juristischen Personen 
zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte errechnet und 
übermittelt. Sie stellt die Informationen nur dann zur Verfü-
gung, wenn ein berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall 
glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach Ab-
wägung aller Interessen zulässig ist. Das berechtigte Inter-
esse ist insbesondere vor Eingehung von Geschäften mit fi-
nanziellem Ausfallrisiko gegeben. Die Kreditwürdigkeitsprü-
fung dient der Bewahrung der Empfänger vor Verlusten im 
Kreditgeschäft und eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit, 
Kreditnehmer durch Beratung vor einer übermäßigen Ver-
schuldung zu bewahren. Die Verarbeitung der Daten erfolgt 
darüber hinaus zur Betrugsprävention, Seriositätsprüfung, 
Geldwäscheprävention, Identitäts- und Altersprüfung, An-
schriftenermittlung, Kundenbetreuung oder Risikosteuerung 
sowie der Tarifierung oder Konditionierung. Über etwaige 
Änderungen der Zwecke der Datenverarbeitung wird die 
SCHUFA gemäß Art. 14 Abs. 4 DS-GVO informieren.
2.2  Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung
Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf 
Grundlage der Bestimmungen der Datenschutz-Grundver-
ordnung. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligun-
gen sowie auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f  
DS-GVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtig-
ten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten er-
forderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte 
und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Einwilli-
gungen können jederzeit gegenüber dem betreffenden Ver-
tragspartner widerrufen werden. Dies gilt auch für Einwilli-
gungen, die bereits vor Inkrafttreten der DSGVO erteilt wur-
den. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht die Recht-
mäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personen- 
bezogenen Daten.
2.3  Herkunft der Daten
Die SCHUFA erhält ihre Daten von ihren Vertragspartnern. 
Dies sind im europäischen Wirtschaftsraum und in der 
Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen 
ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europä-
ischen Kommission existiert) ansässige Institute, Finanzun-
ternehmen und Zahlungsdienstleister, die ein finanzielles 
Ausfallrisiko tragen (z.B. Banken, Sparkassen, Genossen-
schaftsbanken, Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunter-
nehmen) sowie weitere Vertragspartner, die zu den unter 
Ziffer 2.1 genannten Zwecken Produkte der SCHUFA nutzen, 
insbesondere aus dem (Versand-)Handels-, eCommerce-, 
Dienstleistungs-, Vermietungs-, Energieversorgungs-, Tele-
kommunikations-, Versicherungs-, oder Inkassobereich.  
Darüber hinaus verarbeitet die SCHUFA Informationen aus 
allgemein zugänglichen Quellen wie öffentlichen Verzeich-
nissen und amtlichen Bekanntmachungen (Schuldnerver-
zeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen).
2.4   Kategorien personenbezogener Daten, die verarbei-

tet werden (Personendaten, Zahlungsverhalten und 
Vertragstreue)

    -   Personendaten, z.B. Name (ggf. auch vorherige Namen, 
die auf gesonderten Antrag beauskunftet werden), Vor-
name, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, frühere An-
schriften

    -   Informationen über die Aufnahme und vertragsgemäße 
Durchführung eines Geschäftes (z.B. Girokonten, Ra-
tenkredite, Kreditkarten, Pfändungsschutzkonten, Ba-
siskonten)

    -   Informationen über unbestrittene, fällige und mehrfach 
angemahnte oder titulierte Forderungen sowie deren 
Erledigung

    -   Informationen zu missbräuchlichem oder sonstigen 
betrügerischem Verhalten wie Identitäts- oder Boni-
tätstäuschungen

    -   Informationen aus öffentlichen Verzeichnissen und 
amtlichen Bekanntmachungen

    -   Scorewerte
2.5   Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten
Empfänger sind im europäischen Wirtschaftsraum, in der 
Schweiz sowie ggf. weiteren Drittländern (sofern zu diesen 
ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europä-
ischen Kommission existiert) ansässige Vertragspartner 
gem. Ziffer 2.3. Weitere Empfänger können externe Auftrag-
nehmer der SCHUFA nach Art. 28 DS-GVO sowie externe und 
interne SCHUFA-Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zudem 
den gesetzlichen Eingriffsbefugnissen staatlicher Stellen.

2.6   Dauer der Datenspeicherung
Die SCHUFA speichert Informationen über Personen nur für 
eine bestimmte Zeit. Maßgebliches Kriterium für die Festle-
gung dieser Zeit ist die Erforderlichkeit. Für eine Prüfung 
der Erforderlichkeit der weiteren Speicherung bzw. die Lö-
schung personenbezogener Daten hat die SCHUFA Regel-
fristen festgelegt. Danach beträgt die grundsätzliche Spei-
cherdauer von personenbezogenen Daten jeweils drei Jahre 
taggenau nach deren Erledigung. Davon abweichend wer-
den z.B. gelöscht:
    -   Angaben über Anfragen nach zwölf Monaten taggenau

    -   Informationen über störungsfreie Vertragsdaten über 
Konten, die ohne die damit begründete Forderung do-
kumentiert werden (z. B. Girokonten, Kreditkarten, Tele-
kommunikationskonten oder Energiekonten), Informa-
tionen über Verträge, bei denen die Evidenzprüfung ge-
setzlich vorgesehen ist (z.B. Pfändungsschutzkonten, 
Basiskonten) sowie Bürgschaften und Handelskonten, 
die kreditorisch geführt werden, unmittelbar nach Be-
kanntgabe der Beendigung.

    -   Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen 
Vollstreckungsgerichte nach drei Jahren taggenau, je-
doch vorzeitig, wenn der SCHUFA eine Löschung durch 
das zentrale Vollstreckungsgericht nachgewiesen wird

    -   Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren 
oder Restschuldbefreiungsverfahren taggenau drei Jah-
re nach Beendigung des Insolvenzverfahrens oder Er-
teilung der Restschuldbefreiung. In besonders gelager-
ten Einzelfällen kann auch abweichend eine frühere 
Löschung erfolgen.

    -   Informationen über die Abweisung eines Insolvenzan-
trages mangels Masse, die Aufhebung der Sicherungs-
maßnahmen oder über die Versagung der Restschuld-
befreiung taggenau nach drei Jahren

    -   Personenbezogene Voranschriften bleiben taggenau 
drei Jahre gespeichert; danach erfolgt die Prüfung der 
Erforderlichkeit der fortwährenden Speicherung für 
weitere drei Jahre. Danach werden sie taggenau ge-
löscht, sofern nicht zum Zwecke der Identifizierung ei-
ne länger währende Speicherung erforderlich ist.

3.    Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat gegenüber der SCHUFA das 
Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Be-
richtigung nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf Löschung 
nach Art. 17 DS-GVO und das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO. Die SCHUFA hat für  
Anliegen von betroffenen Personen ein Privatkunden  
ServiceCenter eingerichtet, das schriftlich unter SCHUFA 
Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 
50474 Köln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und 
über ein Internet-Formular unter www.schufa.de erreichbar 
ist. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für 
die SCHUFA zuständige Aufsichtsbehörde, den Hessischen 
Datenschutzbeauftragten, zu wenden. Einwilligungen kön-
nen jederzeit gegenüber dem betreffenden Vertragspartner 
widerrufen werden.

Nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der 
betroffenen Person ergeben, widersprochen werden.
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und ist zu rich-
ten an SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, 
Postfach 10 34 41, 50474 Köln.

4.    Profilbildung (Scoring)
Die SCHUFA-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte er-
gänzt werden. Beim Scoring wird anhand von gesammelten 
Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine 
Prognose über zukünftige Ereignisse erstellt. Die Berech-
nung aller Scorewerte erfolgt bei der SCHUFA grundsätzlich 
auf Basis der zu einer betroffenen Person bei der SCHUFA 
gespeicherten Informationen, die auch in der Auskunft nach 
Art. 15 DS-GVO ausgewiesen werden. Darüber hinaus be-
rücksichtigt die SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen § 
31 BDSG. Anhand der zu einer Person gespeicherten Einträ-
ge erfolgt eine Zuordnung zu statistischen Personengrup-
pen, die in der Vergangenheit ähnliche Einträge aufwiesen. 
Das verwendete Verfahren wird als „logistische Regression“ 
bezeichnet und ist eine fundierte, seit langem praxiserprob-
te, mathematisch-statistische Methode zur Prognose von 
Risikowahrscheinlichkeiten.
Folgende Datenarten werden bei der SCHUFA zur Scorebe-
rechnung verwendet, wobei nicht jede Datenart auch in je-
de einzelne Scoreberechnung mit einfließt: Allgemeine Da-
ten (z.B. Geburtsdatum, Geschlecht oder Anzahl im Ge-
schäftsverkehr verwendeter Anschriften), bisherige Zah-
lungsstörungen, Kreditaktivität letztes Jahr, Kreditnutzung,
Länge Kredithistorie sowie Anschriftendaten (nur wenn we-
nige personenbezogene kreditrelevante Informationen vor-
liegen). Bestimmte Informationen werden weder gespei-
chert noch bei der Berechnung von Scorewerten berück-
sichtigt, z.B.: Angaben zur Staatsangehörigkeit oder beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten wie ethnische 
Herkunft oder Angaben zu politischen oder religiösen Ein-
stellungen nach Art. 9 DS-GVO. Auch die Geltendmachung 
von Rechten nach der DS-GVO, also z.B. die Einsichtnahme 
in die bei der SCHUFA gespeicherten Informationen nach 
Art. 15 DS-GVO, hat keinen Einfluss auf die Scoreberech-
nung.
Die übermittelten Scorewerte unterstützen die Vertrags-
partner bei der Entscheidungsfindung und gehen dort in 
das Risikomanagement ein. Die Risikoeinschätzung und 
Beurteilung der Kreditwürdigkeit erfolgt allein durch den 
direkten Geschäftspartner, da nur dieser über zahlreiche 
zusätzliche Informationen – zum Beispiel aus einem Kredit-
antrag - verfügt. Dies gilt selbst dann, wenn er sich einzig 
auf die von der SCHUFA gelieferten Informationen und 
Scorewerte verlässt. Ein SCHUFA-Score alleine ist jedenfalls 
kein hinreichender Grund einen Vertragsabschluss abzuleh-
nen.
Weitere Informationen zum Kreditwürdigkeitsscoring  
oder zur Erkennung auffälliger Sachverhalte sind unter  
www.scoring-wissen.de erhältlich.
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Europäische Standardinformationen für Verbraucherkredite

1. Name und Kontaktangaben des Kreditgebers/Kreditvermittlers

 Kreditgeber Landesbank Berlin AG 
 Anschrift ADAC KartenService, Landesbank Berlin AG,  
  Gustav-Meyer-Allee 1, 13355 Berlin

2.  Beschreibung der wesentlichen Merkmale des Kredits 

 Kreditart  Der unten genannte Gesamtkreditbetrag (Nettokreditbetrag) stellt 
einen unbefristeten Kreditrahmen mit der Möglichkeit zur wieder-
holten Inanspruchnahme durch Einsatz der ADAC Kreditkarten 
 gemäß den Allgemeinen Geschäfts bedingungen für die ADAC Kredit-
karten und nicht unmittelbarem vollständigen Ausgleich der hier-
durch monatlich entstehenden Belastungen dar. 

   Die Landesbank Berlin AG gewährt dem Karteninhaber/Kredit-
nehmer einen  Kredit bis zur Höhe des Verfügungsrahmens 
 (=Kreditrahmen), soweit durch die jeweilige Belastungsbuchung  
ein Sollsaldo auf dem Kartenkonto entsteht und die monatlichen 
Kartenumsätze nach Rechnungsstellung durch die Landesbank 
 Berlin AG nicht voll, sondern in Raten zurückgezahlt werden. Der 
Karteninhaber/Kreditnehmer ist verpflichtet, den ihm gewährten 
Kredit monatlich mindestens in Höhe von 10 % des Gesamt-
rechnungsbetrages, jedoch nicht weniger als 50 € (Mindest betrag), 
zu tilgen. Überschreitet der Saldo der Monatsrechnung den verein-
barten Kreditrahmen (Höchstkredit), so wird die  Differenz nicht 
 kreditiert, sondern zum vereinbarten Rechnungstermin zu 100 % 
fällig und per Lastschrift eingezogen. 

   Der Kreditrahmen kann durch einvernehmliche Erklärung von Kar-
teninhaber/Kreditnehmer und Landesbank Berlin AG  erhöht werden.

 Gesamtkreditbetrag  Der Gesamtkreditbetrag bzw. der Kreditrahmen der ADAC Kreditkar-
ten beträgt mind. 1.500 €. 

 Obergrenze oder Summe aller Beträge, die aufgrund 
 des Kreditvertrags zur Verfügung gestellt wird

 Bedingungen für die Inanspruchnahme  Inanspruchnahmen aus dem Kreditrahmen erfolgen durch Einsatz 
der ADAC Kreditkarten  gemäß der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
für die ADAC Kreditkarten 

  Gemeint ist, wie und wann Sie das Geld erhalten und nicht unmittelbaren vollständigen Ausgleich der hierdurch   
 entstehenden Belastungen.

 Laufzeit des Kreditvertrags Unbefristet.

  Teilzahlungen und gegebenenfalls Reihenfolge,  Der Karteninhaber/Kreditnehmer hat die folgenden Zahlungen zu  
in der die Teilzahlungen angerechnet werden  leisten: Monatlich mindestens 10 % des Gesamtrechnungs betrages, 

jedoch nicht weniger als 50 € (Mindestbetrag).  Darüber hinausgehen-
de Rückzahlungen/Tilgungen kann der  Karteninhaber/Kreditnehmer 
jederzeit erbringen. 

  Zinsen und/oder Kosten sind wie folgt zu entrichten:

  Zinsen sind in den Leistungsraten enthalten und monatlich  
  zu zahlen.

 Von Ihnen zu zahlender Gesamtbetrag 1.601,30 €

 Betrag des geliehenen Kapitals zuzüglich Zinsen und  Der Gesamtbetrag ist errechnet auf der Grundlage der bei Abschluss 
 etwaiger Kosten im Zusammenhang mit Ihrem Kredit  des Vertrages maßgeblichen Kreditkonditionen sowie der bei der 

 Berechnung des effektiven Jahreszinses zugrunde gelegten Annah-
men. 

   Hinweis: Dieser Betrag kann sich ermäßigen oder erhöhen,  
wenn sich die der Berechnung zugrunde gelegten Annahmen  
oder Vertragskonditionen ändern. 

 Verlangte Sicherheiten Keine.

 Beschreibung der von Ihnen im Zusammenhang  Sicherungszweckerklärungen zu Grundpfandrechten und Reallasten  
 mit dem Kreditvertrag zu stellenden Sicherheiten erstrecken sich nicht auf diesen Kredit. 

3. Kreditkosten

 Sollzinssatz oder gegebenenfalls die verschiedenen Der Sollzinssatz von 12,24 % jährlich ist veränderlich. Änderungen  
 Sollzinssätze, die für den Kreditvertrag gelten  des Sollzinssatzes werden dem Karteninhaber/Kreditnehmer 

 spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens in 
Textform (z. B. per Brief, per Information auf der Kartenabrechnung, 
über das Kreditkarten-Banking, per E-Mail) angeboten. Die Zustim-
mung des Karteninhabers/Kreditnehmers gilt als erteilt, wenn er 
 seine Ablehnung nicht vor dem Zeitpunkt des Wirksam werdens der 
Änderung angezeigt hat. Auf diese Ge nehmigungswirkung wird ihn  
die Landesbank Berlin AG bei der  Bekanntgabe besonders  
hinweisen. Werden dem Karteninhaber/Kredit nehmer Änderungen 
des Sollzinssatzes angeboten, kann er den Vertrag vor dem 
 Wirksamwerden der Änderungen auch fristlos und kostenfrei kündi-
gen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die  Landesbank Berlin AG 
beim Angebot der Änderungen besonders hinweisen. Die Kündigung 
gilt als nicht  erfolgt, wenn der Karten inhaber/Kreditnehmer den 
 geschuldeten Betrag nicht binnen  zweier Wochen nach Wirksam-
werden der Kündigung zurückzahlt. 

 Effektiver Jahreszins Effektiver Jahreszins 12,95 %.  
 Gesamtkosten ausgedrückt als jährlicher  Die Berechnung des effektiven Jahreszinses erfolgt in der Annahme, 
 Prozentsatz des Gesamtkreditbetrags  dass der gesamte Betrag des Kreditrahmens/Verfügungsrahmens  

bei Vertragsabschluss (Zusendung der Karte) in Anspruch  
genommen wird.

 Diese Angabe hilft Ihnen dabei, unter- Darüber hinaus werden folgende Annahmen zu Grunde gelegt:
	 schiedliche	Angebote	zu	vergleichen.	 −		Der	gesamte	Kredit	gilt	als	in	voller	Höhe	für	die	Kreditlaufzeit	 

in Anspruch  genommen.
	 	 −		Der	Kredit	wird	ab	der	ersten	Inanspruchnahme	(s.	o.)	für	einen	

Zeitraum von einem Jahr gewährt und mit der letzten Zahlung des 
Karteninhabers sind der Saldo, die Zinsen und etwaige Kosten 
 ausgeglichen. 

	 	 −		Der	Kreditbetrag	wird	mit	gleich	hohen	monatlichen	Zahlungen,	
 beginnend  einen Monat nach dem Zeitpunkt der ersten 
 Inanspruchnahme, zurückgezahlt.

   Hinweis: Der effektive Jahreszins kann sich ermäßigen oder 
 erhöhen, wenn sich die der Berechnung zu Grunde gelegten 
 Annahmen ändern.

 Ist  
	 −	der	Abschluss	einer	Kreditversicherung	oder	 Nein. 
	 −	die	Inanspruchnahme	einer	anderen	mit	dem	 Nein. 
  Kreditvertrag zusammenhängenden Nebenleistung  
 zwingende Voraussetzung dafür, dass der Kredit 
 überhaupt oder nach den vorgesehenen  
 Vertragsbedingungen gewährt wird? 

 Kosten im Zusammenhang mit dem Kredit

 Kosten bei Zahlungsverzug  Für ausbleibende Zahlungen werden Kosten (Entgelt bei nicht 
 eingelöster  Lastschrift) gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis für  
die ADAC Kreditkarten  berechnet. Diese Kosten können nach dem  
in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen für die ADAC Kreditkarten 

 Ausbleibende Zahlungen können schwerwiegende  vorgesehenen Verfahren geändert werden.
 Folgen für Sie haben (z. B. Zwangsverkauf) und die 
 Erlangung eines Kredits erschweren.

 Sonstige Kosten im Zusammenhang  
 mit dem Kreditvertrag Keine.

4. Andere wichtige rechtliche Aspekte

 Widerrufsrecht Ja.
 Sie haben das Recht, innerhalb von  
 14 Kalendertagen den Kreditvertrag zu widerrufen. 

 Vorzeitige Rückzahlung Ja.
 Sie haben das Recht, den Kredit jederzeit ganz 
 oder teilweise vorzeitig zurückzuzahlen.

 Datenbankabfrage
  Der Kreditgeber muss Sie unverzüglich und unentgelt-

lich über das Ergebnis einer Datenbankabfrage unter-
richten, wenn ein Kreditantrag aufgrund einer solchen 
Abfrage  abgelehnt wird. Dies gilt nicht, wenn eine 
 entsprechende Unterrichtung durch die Rechts-
vorschriften der Euro päischen Gemeinschaft unter-
sagt ist oder den Zielen der öffentlichen Ordnung 
oder Sicherheit zuwiderläuft.

 Recht auf einen Kreditvertragsentwurf
  Sie haben das Recht, auf Verlangen unentgeltlich 

 eine  Kopie des Kreditvertragsentwurfs zu erhalten. 
Diese  Bestimmung gilt nicht, wenn der Kreditgeber 
zum Zeitpunkt der Beantragung nicht zum Abschluss 
eines  Kreditvertrags mit Ihnen bereit ist.

5. Zusätzliche Informationen beim Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 

 a) zum Kreditgeber

 Eintrag im Handelsregister Amtsgericht Berlin-Charlottenburg, Reg.-Nr. HRB 99726B

 Zuständige Aufsichtsbehörden Für die Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde: Europäische  
  Zentralbank, Sonnemannstraße 20, 60314 Frankfurt/Main,  
  Postanschrift Europäische Zentralbank, 60640 Frankfurt/Main  
  (Internet: www.ecb.europa.eu).    
  Für den Verbraucherschutz zuständige Aufsichtsbehörde: Bundes an - 
  stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Str. 108,  
  53117 Bonn und Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt/Main  
  (Internet: www.bafin.de)

 b) zum Kreditvertrag

 Ausübung des Widerrufsrechts  Widerrufsrecht 
Der Karteninhaber/Kreditnehmer kann seine Vertragserklärung 
 innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen widerrufen. Die 
Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags, aber erst nachdem der 
Karteninhaber/Kreditnehmer alle Pflicht angaben nach § 492 Abs. 2 
BGB (z. B. Angabe zur Art des Kredites, Angabe zum Nettokreditbe-
trag,  Angabe zur Vertragslaufzeit) erhalten hat. Der Karteninhaber/
Kreditnehmer hat alle Pflichtangaben erhalten, wenn sie in der für 
den Karten inhaber/Kreditnehmer bestimmten Ausfertigung seines 
Antrags oder in der für den Karteninhaber/Kreditnehmer bestimmten 
Ausfertigung der Vertragsurkunde oder in einer für den Karten-
inhaber/Kreditnehmer bestimmten Abschrift seines Antrags oder  
der Vertragsurkunde enthalten sind und dem Karteninhaber/Kredit-
nehmer eine solche Unterlage zur Verfügung gestellt worden ist. Über 
in den Vertragstext nicht aufgenommene Pflichtangaben kann der 
Karteninhaber/Kreditnehmer nachträglich auf einem dauerhaften 
Datenträger informiert werden;  
die Widerrufsfrist beträgt dann einen Monat. Der Karteninhaber/ 
Kreditnehmer ist mit den nachgeholten Pflichtangaben nochmals  
auf den Beginn der Widerrufsfrist hinzuweisen. Zur Wahrung der 
 Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs,  
wenn die Erklärung auf einem dauerhaften  Datenträger (z. B. Brief, 
Fax) erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an:  
ADAC KartenService,  Landesbank Berlin AG, Gustav-Meyer-Allee 1, 
13355 Berlin, Faxnummer: (030) 2455 3670.

   Widerrufsfolgen 
Soweit der Kredit bereits ausbezahlt wurde, hat es der Darlehens-
nehmer spätestens innerhalb von 30 Tagen zurückzuzahlen und für 
den Zeitraum zwischen der Auszahlung und der Rückzahlung des 
 Kredites den vereinbarten Sollzins zu entrichten. Die Frist beginnt 
mit der Absendung der Widerrufserklärung. 

 Recht, das der Kreditgeber der Aufnahme  Auf die Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des  
 von Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss  Kreditvertrages findet deutsches Recht Anwendung, sofern dem  
 des Kreditvertrags zugrunde legt  nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen.

 Klauseln über das auf den Kreditvertrag anwendbare  Auf den Kreditvertrag findet deutsches Recht Anwendung, sofern  
 Recht und/oder die zuständige Gerichtsbarkeit   dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen.

   Die Zuständigkeit des allgemeinen Gerichtsstandes der Landesbank 
Berlin AG  ergibt sich aus § 29 ZPO.

 Wahl der Sprache  Die Informationen und Vertragsbedingungen werden in deutscher 
Sprache  vorgelegt. Mit der Zustimmung des Karteninhabers/Kredit-
nehmers wird die  Landesbank Berlin AG während der Laufzeit des 
Kreditvertrags in deutscher  Sprache mit dem Karteninhaber/Kredit-
nehmer Kontakt halten.

 c) zu den Rechtsmitteln

 Verfügbarkeit außergerichtlicher Beschwerde- Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten mit der  
 und Rechtsbehelfsverfahren und Zugang dazu   Landesbank Berlin AG besteht die Möglichkeit, die Schlichtungs- 

stelle beim Deutschen Sparkassen- und Giroverband (DSGV) 
 anzurufen. Das Anliegen ist in Textform an folgende  Anschrift zu 
 richten: Deutscher Sparkassen- und Giroverband, Charlottenstr. 47, 
10117 Berlin. Näheres regelt die Verfahrensordnung, die auf Wunsch 
zur  Verfügung gestellt wird. 

   Bei behaupteten Verstößen gegen das Zahlungsdiensteaufsichtsge-
setz, die §§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder 
 Artikel 248 des  Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
kann darüber hinaus  Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht, Postfach 12 53, 53002 Bonn, eingelegt 
 werden.
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Reise-Rücktrittskosten- und Reiseabbruch-Versicherung
§ 1 Versicherungsschutz besteht weltweit für jede mit 
 einer gültigen ADAC Kreditkarte GOLD bis 10.000,– EUR 
Gesamtreisepreis bezahlte Reise (Pauschalreisen, einzeln 
gebuchte Transport- oder Mietleistungen), unabhängig von 
der Anzahl der mitreisenden, versicherten Personen. Voraus-
setzung für den Versicherungsschutz ist die Bezahlung der 
Reise mit der ADAC Kreditkarte GOLD. Baranzahlungen be-
einträchtigen den Versicherungsschutz nicht, sofern bei Bu-
chung durch schriftlichen Vermerk klargestellt wird, dass 
die Hauptzahlung, insgesamt mindestens 50 % des Gesamt-  
reisepreises, mit der ADAC Kreditkarte GOLD erfolgt.
§ 2 Versicherte Personen sind der Inhaber der gültigen 
Hauptkarte und bei der ADAC Kreditkarte GOLD zusätzlich 
auch der Inhaber der gültigen Partnerkarte (Versicherter) 
sowie weitere maximal 5 Personen (geschützte Personen), 
die in der Reiseanmeldung  genannt sind. Der Karten-
inhaber mit dessen Karte die Reise bezahlt wird, muss an 
der Reise teilnehmen.
§ 3 Risikopersonen sind
1. der Hauptkarten-Inhaber und bei der ADAC Kreditkarte 

GOLD auch der Partnerkarten-Inhaber (Versicherter);
2. Ehepartner, Lebenspartner in eheähnlicher Lebensge-

meinschaft, Eltern, Kinder, Enkel, Großeltern, Schwieger-
eltern, Schwiegerkinder, Geschwister, Schwäger des Ver-
sicherten;

3. Personen, die nicht mitreisende minderjährige oder 
pflege bedürftige Angehörige des Versicherten oder der 
geschützten Personen betreuen;

4. Personen, die mit dem Versicherten eine gemeinsame 
Reise gebucht und versichert haben (geschützte Perso-
nen) sowie deren Angehörige, die unter der Nr. 2 aufge-
zählt sind;

5. Haben mehr als sechs Personen gemeinsam eine Reise 
gebucht und versichert, gelten nur die jeweiligen Ange-
hörigen des Versicherten und die der geschützten Perso-
nen und deren Betreuungspersonen als Risikopersonen, 
nicht mehr die mitreisenden Personen untereinander.

§ 4 Versicherte Ereignisse sind
1. Tod, schwerer Unfall, unerwartete schwere Erkrankung, 

Schwangerschaft oder unerwartete Impfunverträglichkeit 
bei dem Versicherten oder einer geschützten Person 
oder einer Risikoperson.

2. Verlust des Arbeitsplatzes des Versicherten oder einer 
der geschützten Personen mit anschließender Arbeitslo-
sigkeit durch eine unerwartete betriebsbedingte Kündi-
gung des Arbeitgebers.

3. Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses aus der Arbeits-
losigkeit heraus, sofern der Versicherte oder die ge-
schützten Personen bei der Reisebuchung arbeitslos 
 gemeldet waren und die Agentur für Arbeit der Reise 
 zugestimmt hat.

4. Arbeitsplatzwechsel des Versicherten oder einer der 
 geschützten Personen, vorausgesetzt, die versicherte 
Reise wurde vor Kenntnis des Arbeitsplatzwechsels ge-
bucht und die versicherte Reisezeit fällt in die Probezeit 
der neuen beruflichen Tätigkeit, maximal jedoch in die 
ersten sechs Monate der neuen beruflichen Tätigkeit.

5. Schaden am Eigentum des Versicherten oder einer ge-
schützten Person oder einer Risikoperson infolge von 
Feuer, Elementar ereignissen oder strafbaren Handlungen 
Dritter, sofern der Schaden im Verhältnis zu der wirt-
schaftlichen Lage und dem Vermögen des Geschädigten 
erheblich ist.

Voraussetzung ist in allen Fällen (Nr. 1 bis 5), dass Reise-
unfähigkeit bei der versicherten Person nach der allgemei-
nen Lebens erfahrung zu erwarten ist und ihr der Antritt der 
Reise oder die planmäßige Rückreise objektiv nicht zuge-
mutet werden kann.
§ 5 Leistungen bei Vorliegen eines versicherten Ereignisses 
nach § 4:
1. Bei Nichtantritt der Reise Erstattung der von der ver-

sicherten Person vertraglich geschuldeten Stornokosten.
2. Bei verspätetem Reiseantritt aufgrund eines versicherten 

Ereignisses gemäß § 4 oder wegen Verspätung öffent-
licher Verkehrsmittel um mehr als 2 Stunden, Erstattung 
der Hinreise-Mehrkosten, vorausgesetzt, die An- und Ab-
reise ist im versicherten Arrangement enthalten. Maxi-
maler Erstattungsbetrag bis zur Höhe der Stornokosten, 
die bei Nichtantritt der Reise angefallen wären, max. 
10.000,– EUR;

3. Bei vorzeitigem Reiseabbruch Erstattung des anteiligen 
Reisepreises für nicht genutzte Reiseleistungen abzüg-
lich der Rückreisekosten, max. 10.000,– EUR;

4. Bei vorzeitigem Reiseabbruch oder verspäteter Rückrei-
se Erstattung der zusätzlichen Rückreisekosten und der 
hierdurch un mittelbar verursachten sonstigen Mehr-
kosten, vorausgesetzt, die An- und Abreise ist im versi-
cherten Arrangement enthalten, max. 10.000,– EUR. Bei 
Kostenerstattung wird auf die Qualität der gebuchten 
Reise abgestellt. Ist abweichend von der gebuchten 
 Reise die Rückreise mit dem Flugzeug erforderlich, wer-
den nur die Kosten für einen Sitzplatz in der einfachsten 
Flugzeugklasse ersetzt. Nicht versichert sind z. B. Heil-
kosten, Krankenrücktransportkosten, Kosten für eine 
 Begleitperson und Überführungskosten.

§ 6 Versicherungsschutz beginnt im Konkreten mit der 
Bezahlung der Reise mit der ADAC Kreditkarte GOLD und 
endet konkret mit Beendigung der Reise. Nicht versichert 
sind Reisen, die zwar mit einer gültigen ADAC Kreditkarte 
GOLD bezahlt wurden, deren Stornierung oder  Abbruch  
jedoch zu einem Zeitpunkt erfolgt, an dem die Karte nicht 
mehr gültig ist.
§ 7 Kein Versicherungsschutz besteht,
1. wenn der Versicherungsfall für die versicherte Person bei 

Abschluss der Versicherung oder zum Zeitpunkt der Bu-
chung  voraussehbar war oder diese den Versicherungs-
fall vorsätzlich herbeigeführt hat. Bei grob fahrlässiger 
Herbeiführung, kann die Leistung entsprechend der 
Schwere des Verschuldens gekürzt werden.

2. wenn der Versicherungsfall auf Krieg, Bürgerkrieg, kriegs-
ähnliche Ereignisse, innere Unruhen, Terroranschläge, 
Asbest, Streik, Beschlagnahme, Entziehung oder sonstige 
Eingriffe hoher Hand oder auf Kernenergie zurückzufüh-
ren ist.

3. wenn die versicherte Person über Umstände zu täuschen 
versucht, die Einfluss auf den Grund oder die Höhe der 
Leistung haben.

§ 8 Ein Selbstbehalt in Höhe von 100,– EUR fällt bei jedem 
Versicherungsfall an. Bei Krankheit als Auslöser für den 
 Versicherungsfall beträgt der Selbstbehalt 20 % des erstat-
tungsfähigen Schadens, mindestens 100,– EUR pro Versi-
cherungsfall.
§ 9 Obliegenheiten der versicherten Personen im Scha-
densfall: Werden eine der nachfolgenden Pflichten vorsätz-
lich verletzt, wird der Versicherer von seiner Leistungsver-
pflichtung frei. Werden die Pflichten grob fahrlässig verletzt, 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt wurde, bleibt der Ver-
sicherungsschutz bestehen. Der Versicherer ist auch zur 
Leistung verpflichtet, soweit die versicherte Person nach-
weist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich 
war. Dies gilt nicht, wenn die Pflicht arglistig verletzt wurde.
1. Bei Nichtantritt der Reise unverzügliche Stornierung bei 

der  Buchungsstelle.
2. Bei verspäteter Hin- oder Heimreise sowie bei vorzeiti-

gem Reiseabbruch unverzügliche Unterrichtung der Bu-
chungsstelle und Wahl der kostengünstigsten Nachreise- 
bzw. Rückreisemöglichkeit entsprechend der Qualität 
der gebuchten Reise.

3. Umfassende Information und Auskunftserteilung über 
den Ver sicherungsfall einschließlich der erforderlichen 
Nachweise, z. B. ärztliches Attest, ggf. Sterbeurkunde, 
Nachweis über Bezahlung der Reise mit der ADAC Kredit-
karte GOLD; Einreichung  Originalbelege.

4. Schweigepflichtentbindung behandelnder Ärzte und an-
derer für die Prüfung und Abwicklung des Falles wichtiger 
Stellen, soweit die Kenntnis der Daten für die Beurtei-
lung der Leistungspflicht oder Leistungsumfangs erfor-
derlich ist.

§ 10 Subsidiarität: Die Leistungen Dritter bzw. anderer 
Versicherer gehen vor. Der Versicherte kann aber den Scha-
densfall zuerst der ADAC Versicherung AG zur Vorleistung 
melden.

Gruppenversicherungsbedingungen der  
Reise-Rücktrittskosten- und Reiseabbruch- 
versicherung der ADAC mobilKarte SILBER
(Stand 01.06.2018)

§ 1 Versicherungsschutz besteht weltweit für jede mit 
 einer gültigen ADAC mobilKarte SILBER bis 1.500,– EUR 
 Gesamtreisepreis bezahlte Reise (Pauschalreisen, einzeln 
gebuchte Transport- oder Mietleistungen), unabhängig von 
der Anzahl der mitreisenden, versicherten Personen. Voraus-
setzung für den Versicherungsschutz ist die Bezahlung der 
Reise mit der ADAC mobilKarte SILBER. Baranzah lungen be-
einträchtigen den Versicherungsschutz nicht, sofern bei 
 Buchung durch schriftlichen Vermerk klargestellt wird,  
dass die Hauptzahlung, insgesamt mindestens 50 % des 
Gesamtreisepreises, mit der ADAC mobilKarte SILBER er-
folgt.
§ 2 Versicherte Personen sind der Inhaber einer gültigen 
Haupt- oder Partnerkarte (Versicherter) sowie weitere maxi-
mal 5 Personen (geschützte Personen), die in der Reise-
anmeldung genannt sind. Der Karteninhaber mit dessen 
Karte die Reise bezahlt wird, muss an der Reise teil-
nehmen.
§ 3 Risikopersonen sind
1.  der Haupt- bzw. Partnerkarten-Inhaber (Versicherter);
2.  Ehepartner, Lebenspartner in eheähnlicher Lebensge-

meinschaft, Eltern, Kinder, Enkel, Großeltern, Schwieger-
eltern, Schwiegerkinder, Geschwister, Schwäger des Ver-
sicherten;

3.  Personen, die nicht mitreisende minderjährige oder 
pflege bedürftige Angehörige des Versicherten oder der 
geschützten Personen betreuen;

4.  Personen, die mit dem Versicherten eine gemeinsame 
Reise gebucht und versichert haben (geschützte Perso-
nen) sowie deren Angehörige, die unter der Nr. 2 aufge-
zählt sind;

5.  Haben mehr als sechs Personen gemeinsam eine Reise 
gebucht und versichert, gelten nur die jeweiligen Ange-
hörigen des Ver sicherten und die der geschützten Perso-
nen und deren Betreuungspersonen als Risikopersonen, 
nicht mehr die mitreisenden Personen untereinander.

§ 4 Versicherte Ereignisse sind
1.  Tod, schwerer Unfall, unerwartete schwere Erkrankung, 

Schwangerschaft oder unerwartete Impfunverträglichkeit 
bei dem Versicherten oder einer geschützten Person 
oder einer Risikoperson.

2.  Verlust des Arbeitsplatzes des Versicherten oder einer 
der geschützten Personen mit anschließender Arbeits-
losigkeit durch eine unerwartete betriebsbedingte Kün-
digung des Arbeitgebers.

3.  Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses aus der Arbeits-
losigkeit heraus, sofern der Versicherte oder die ge-
schützten Personen bei der Reisebuchung arbeitslos 
 gemeldet waren und die Agentur für Arbeit der Reise 
 zugestimmt hat.

4.  Arbeitsplatzwechsel des Versicherten oder einer der ge-
schützten Personen, vorausgesetzt, die versicherte Reise 
wurde vor Kenntnis des Arbeitsplatzwechsels gebucht 
und die versicherte Reisezeit fällt in die Probezeit der 
neuen beruflichen Tätigkeit, maximal jedoch in die 
 ersten sechs Monate der neuen beruflichen Tätigkeit.

5.  Schaden am Eigentum des Versicherten oder einer ge-
schützten Person oder einer Risikoperson infolge von 
Feuer, Elementar ereignissen oder strafbaren Handlungen 
Dritter, sofern der Schaden im Verhältnis zu der wirt-
schaftlichen Lage und dem Ver mögen des Geschädigten 
erheblich ist. 

Voraussetzung ist in allen Fällen (Nr. 1 bis 5), dass Reise-
unfähigkeit bei der versicherten Person nach der allgemei-
nen  Lebenserfahrung zu erwarten ist und ihr der Antritt der 
Reise oder die planmäßige Rückreise objektiv nicht zuge-
mutet werden kann.

Erläuterung zum Kreditvertrag
Hinweis: Der Kreditvertrag bezieht sich auf die Inan-
spruchnahme des Kreditrahmens Ihrer ADAC Kreditkar-
ten bei nicht unmittelbarem, vollständigen Ausgleich der 
hierdurch monatlich entstehenden Belastungen (Teilzah-
lung).
1. Allgemeines
Durch den Kreditvertrag wird die Landesbank Berlin AG ver-
pflichtet, Ihnen einen Geldbetrag in der vereinbarten Höhe 
zur Verfügung zu stellen. Sie sind verpflichtet, den vertrag-
lich vereinbarten Zins zu zahlen und bei Fälligkeit den zur 
Verfügung gestellten Kredit zurückzuzahlen.
2. Wesentliche Merkmale des Kredits
Kreditart
Die Bank gewährt dem Kreditnehmer einen Kredit bis zur 
Höhe des Verfügungsrahmens, soweit durch die jeweilige 
Belastungs buchung ein Sollsaldo auf dem Kartenkonto ent-
steht und die  monatlichen Kartenumsätze nach Rech-
nungsstellung durch die Landesbank Berlin AG nicht voll 
sondern in Raten zurückgezahlt werden. Der Kreditnehmer 
ist verpflichtet, den ihm gewährten Kredit monatlich min-
destens in Höhe von 10 % des Gesamtrechnungsbetrages, 
jedoch nicht weniger als 50 € (Mindestbetrag), zu tilgen. 
Der Kreditrahmen kann durch einvernehmliche Erklärung 
von Ihnen und der Landesbank Berlin AG erhöht werden. 
Überschreitet der Saldo der Monatsrechnung den verein-
barten Kreditrahmen (Höchstkredit), so wird die Differenz 
nicht kreditiert, sondern zum vereinbarten Rechnungster-
min zu 100 % fällig und per Lastschrift eingezogen. 
3. Kreditkosten
Sollzins
Der Sollzinssatz ist veränderlich. 
Änderungen des Sollzinssatzes werden dem Karteninhaber 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt des Wirksam-
werdens in Textform (z. B. per Brief, per Information auf der 
Karten abrechnung, über das Kreditkarten-Banking, per E-
Mail) angeboten. Die Zustimmung des Karteninhabers gilt 
als erteilt, wenn er seine Ablehnung nicht vor dem Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Änderung angezeigt hat. Auf diese 
Genehmigungswirkung wird ihn die Landesbank Berlin AG 
bei der Bekanntgabe besonders hinweisen. Werden dem 
Karteninhaber Änderungen des Sollzins satzes angeboten, 
kann er den Vertrag vor dem Wirksamwerden der Änderun-
gen auch fristlos und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündi-
gungsrecht wird ihn die Landesbank Berlin AG beim Ange-
bot der Änderungen besonders hinweisen. Die Kündigung 
gilt als nicht erfolgt, wenn der Karteninhaber/Kreditnehmer 
den geschuldeten Betrag nicht binnen zweier  Wochen nach 
Wirksamwerden der Kündigung zurückzahlt. 
4.  Gegenüberstellung der monatlichen Belastungen aus 

dem Kreditvertrag und der Einnahmen nach Abzug der 
sonstigen Ausgaben

Damit Sie vor Vertragsschluss nachprüfen können, ob der 
Vertrag Ihren augenblicklichen Vermögensverhältnissen ge-
recht wird, sollten Sie die voraussichtlichen monatlichen 
Belastungen auf Grund des Kreditvertrags Ihren Einnahmen 
abzüglich Ihrer sonstigen  regelmäßigen Ausgaben gegen-
überstellen.
5. Andere wichtige rechtliche Aspekte
a) Widerrufsrecht
Sie können den Kreditvertrag ohne zusätzliche Kosten in-
nerhalb der gesetzlichen Frist widerrufen. Die Voraussetzun-
gen und Rechtsfolgen des Widerrufs entnehmen Sie bitte 
den vorvertraglichen  Informationen.
b) Beendigung des Kreditvertrags 
Der Kreditvertrag endet, wenn er durch Sie oder die 
 Landesbank Berlin AG ordentlich gekündigt wird. Die ein-
zuhaltende Kündigungsfrist entnehmen Sie bitte den vor-
vertraglichen Informationen. Außerdem kann der Vertrag 
von Ihnen oder von der Landesbank Berlin AG aus wich-
tigem Grund fristlos gekündigt werden, wenn die Fort-
führung  unzumutbar ist. Die Voraussetzung dieses Kün-
digungsrechts richten sich nach den gesetzlichen Regelun-
gen (§ 314 BGB).
c) Folgen eines Zahlungsverzugs
Kommen Sie Ihren Zahlungsverpflichtungen nicht oder 
nicht rechtzeitig nach, so entstehen zusätzliche Kosten (vgl. 
vorvertragliche Informationen). Außerdem sind weitere 
Nachteile denkbar, z. B. die Kündigung des Kreditvertrags, 
ein negativer Schufa-Eintrag, die Verwertung von Sicher-
heiten. Bei finanziellen Schwierigkeiten sollten Sie die 
 Landesbank Berlin AG daher rechtzeitig ansprechen. Je 
 früher Sie sich an die Landesbank Berlin AG wenden, desto 
größer ist die Chance, dass eine für alle Beteiligten trag-
fähige Lösung  gefunden wird. 
Wenn Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an 
den ADAC KartenService, Landesbank Berlin AG, Gustav-
Meyer-Allee 1, 13355 Berlin. 
Wichtige Fachbegriffe kurz erläutert:
Effektiver Jahreszins: Der effektive Jahreszins gibt als 
„Preis“ des Kredits die Gesamtbelastung pro Jahr in Pro-
zent an und berücksichtigt daher den Sollzins nebst der 
anfallenden Kreditkosten. Der effektive Jahreszins wird 
nach gesetzlichen Vorgaben (§ 6 Preisangabenverordnung) 
ermittelt. Er hat zum Ziel, unterschiedliche Kreditangebote 
vergleichbar zu machen.
Fälligkeit: Fälligkeit bezeichnet den Zeitpunkt, ab dem ein 
Anspruch geltend gemacht werden kann und erfüllt  werden 
muss.
Restschuld: Die Restschuld ist der noch nicht getilgte 
(zurück gezahlte) Teil eines Kredits.
Schufa: „Schufa“ ist die Abkürzung für „Schutzgemein-
schaft für allgemeine Kreditsicherung“. Es handelt sich um 
eine Gemeinschaftseinrichtung der deutschen Kredit-
wirtschaft. Aufgabe der Schufa ist es, ihren Vertragspartnern 
Informationen zu geben, um diese vor Verlusten im Kredit-
geschäft zu schützen. Eine Meldung von Daten an die 
Schufa erfolgt nur mit Zustimmung des Betroffenen.
Sollzins: Für die Inanspruchnahme bzw. Zurverfügung-
stellung des Kredits berechnet die Landesbank Berlin AG 
einen bestimmten Sollzins. Dieser wird in dem Prozentsatz 
angegeben, der pro Jahr zu zahlen ist. Er unterscheidet sich 
vom effektiven Jahreszins, der die Gesamtbelastung des 
Kreditnehmers ausdrückt.
Tilgung: Rückzahlung des Kredits.

Gruppenversicherungsbedingungen  
für die ADAC Kreditkarten GOLD und  
die ADAC mobilKarten SILBER
In diesen Vertragsbestimmungen und allen anderen Doku-
menten sprechen wir Sie als unseren Versicherungsnehmer 
oder unsere Versicherungsnehmerin an. Nennen wir den 
Versicherungsnehmer, die mitversicherten oder andere Per-
sonen, so sind auch unsere Versicherungsnehmerinnen, die 
mitversicherten oder anderen weiblichen Personen ge-
meint. 

Gruppenversicherungsbedingungen der  
Reise-Rücktrittskosten- und Reiseabbruch- 
Versicherung der ADAC Kreditkarte GOLD
(Stand 01.06.2018)

1. Allgemeines
Mit den nachfolgenden Informationen geben wir Ihnen als 
Versicherter der Gruppenversicherung Reise-Rücktritts-
kosten- und Reiseabbruch-Versicherung der ADAC Kredit-
karte GOLD  einen ersten Überblick. Bitte beachten Sie, 
dass die hier dargestellten Informationen nicht abschlie-
ßend sind. Die Einzelheiten entnehmen Sie den Ihnen vor-
liegenden Gruppenversicherungsbedingungen für die Reise-
Rücktritts kosten- und Reiseabbruch-Versicherung der  
ADAC Kreditkarte GOLD, die ausschließlich rechtsverbind-
lich sind.
Ihr Versicherer für die Gruppenversicherung: ADAC Versiche-
rung AG, Hansastraße 19, 80686 München, Vorstand: Mari-
on Ebentheuer (Vorsitzende), Stefan Daehne, James Wall-
ner, Heinz-Peter Welter, Aufsichtsratsvorsitzender: Mahbod 
 Asgari Nejad, Rechtsform: Aktiengesellschaft mit Sitz in 
München, Eingetragen beim Amtsgericht München HRB 
45842.
2.  Um was handelt es sich bei der Gruppenversicherung 

der ADAC Kreditkarte GOLD und was ist geschützt?
Zu Gunsten der Versicherten der ADAC Kreditkarte GOLD hat 
die Landesbank Berlin einen Gruppenversicherungsvertrag 
mit dem oben genannten Versicherer abgeschlossen.
Bei Bezahlung der Reise mit der ADAC Kreditkarte GOLD 
übernimmt die Reise-Rücktritts kosten- und Reise abbruch-
Versicherung – Gesamtreisepreis bis 10.000,– EUR – die 
vertraglich geschuldeten Storno- und zusätzlich anfallen-
den Rückreisekosten sowie die  Kosten für nicht genutzte 
Reiseleistungen abzüglich eines Selbstbehalts, die bei ei-
ner unerwarteten Absage einer  Reise (z. B. wegen einer Er-
krankung) oder bei einem uner warteten  Abbruch einer Rei-
se entstehen. 
Maßgebend für die Leistungserbringung sind die Gruppen-
versicherungsbedingungen. Die Leistungen sind fällig und 
werden erbracht, wenn die Feststellungen des Schadens-
falles und des Umfangs der Leistungen beendet sind und 
alle erforderlichen Nachweise vorliegen. Alle gegenseitigen 
Rechte und Pflichten regeln sich nach den Gruppenver-
sicherungsbedingungen. Die Ausübung der Rechte und die 
Geltendmachung der Ansprüche stehen nur dem Karten-
inhaber zu. Willenserklärungen und Anzeigen gegenüber 
dem Versicherer bedürfen der Schriftform. Es gilt deutsches 
Recht. Der Vertrag und die Kommunikation während der 
Laufzeit des Ver trages wird in deutscher Sprache geführt. 
Ansprüche auf Versicherungsleistung können ohne aus-
drückliche Zustimmung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden.
3.  Wie kann die Gruppenversicherung der  

ADAC Kreditkarte GOLD erworben werden?
Durch Abschluss der ADAC Kreditkarte GOLD wird die 
Gruppenver sicherung miterworben.
4. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz?
Der Versicherungsschutz beginnt generell mit der Beantra-
gung der ADAC Kreditkarte GOLD, sofern der Kreditkarten-
vertrag wirksam zustande kommt und endet zum Zeitpunkt 
der Beendigung des Kreditkartenvertrages bzw. durch den 
Tod des Karteninhabers.  Verstirbt dieser, während sich die 
übrigen versicherten Personen auf einer Reise befinden, 
besteht Versicherungsschutz noch bis zum Ende der laufen-
den Reise fort.
Einzelheiten zum konkreten Beginn und Ende des Versiche-
rungsschutzes entnehmen Sie bitte § 6 der Gruppenversi-
cherungsbedingungen.
5. Wo können Sie Ihre Ansprüche geltend machen?
Ansprüche aus Ihrem Gruppenversicherungsvertrag können 
Sie  direkt bei dem Gruppenversicherer geltend machen.
6. Welcher Gerichtsstand gilt?
Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie ent-
weder bei dem Gericht geltend machen, das für Ihren 
Wohnsitz oder für unseren Geschäftssitz örtlich zuständig 
ist. Wir können Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag 
ausschließlich bei dem Gericht geltend machen, das für Sie 
örtlich zuständig ist. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz 
oder Ihren gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutsch-
lands verlegt haben, oder Ihr Wohnsitz oder Ihr gewöhn-
licher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht be-
kannt ist, gilt das Gericht als vereinbart, das für unseren 
Geschäftssitz örtlich zuständig ist.
7.  An wen können Sie sich bei Meinungsverschieden-

heiten wenden?
Sollten Sie einmal Grund zur Beschwerde haben, wenden 
Sie sich bitte direkt an die Versicherung. Unabhängig davon 
nimmt die  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, Be-
schwerden über deutsche Versicherer entgegen.
8. Datenschutzinformation ADAC Versicherungen
Weitere Informationen zur Verarbeitung der Daten durch die 
ADAC Versicherung AG befinden sich unter www.adac.de/
Datenschutz.
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§ 5 Leistungen bei Vorliegen eines versicherten Ereignisses 
nach § 4:
1.  Bei Nichtantritt der Reise, Erstattung der von der ver-

sicherten Person vertraglich geschuldeten Stornokosten;
2.  Bei verspätetem Reiseantritt aufgrund eines versicherten 

Ereignisses gemäß § 4 oder wegen Verspätung öffent-
licher Verkehrsmittel um mehr als 2 Stunden, Erstattung 
der Hinreise-Mehr kosten, vorausgesetzt, die An- und Ab-
reise ist im versicherten  Arrangement enthalten. Maxi-
maler Erstattungsbetrag bis zur  Höhe der Stornokosten, 
die bei Nichtantritt der Reise angefallen wären, max. 
1.500,– EUR;

3.  Bei vorzeitigem Reiseabbruch Erstattung des anteiligen 
Reisepreises für nicht genutzte Reiseleistungen abzüg-
lich der Rück reisekosten, max. 1.500,– EUR;

4.  Bei vorzeitigem Reiseabbruch oder verspäteter Rückrei-
se Erstattung der zusätzlichen Rückreisekosten und der 
hierdurch unmittelbar verursachten sonstigen Mehr-
kosten, vorausgesetzt, die An- und Abreise ist im ver-
sicherten Arrangement enthalten, max. 1.500,– EUR. Bei 
Kostenerstattung wird auf die Qualität der gebuchten 
Reise abgestellt. Ist abweichend von der gebuchten Rei-
se die Rückreise mit dem Flugzeug erforderlich, werden 
nur die Kosten für einen Sitzplatz in der einfachsten 
Flugzeugklasse ersetzt. Nicht versichert sind z. B. Heil-
kosten, Krankenrücktransportkosten, Kosten für eine 
Begleit person und Überführungs kosten.

§ 6 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes:
1.  Der Versicherungsschutz beginnt
 a)  generell mit Beantragung der ADAC mobilKarte SILBER, 

sofern der Kreditkartenvertrag wirksam zustande 
kommt;

 b)  im Konkreten mit der Bezahlung der Reise mit der 
ADAC  mobilKarte SILBER.

2.  Der Versicherungsschutz endet
 a)  mit Beendigung der Reise;
 b)  zum Zeitpunkt der Beendigung des Kreditkartenver-

trages;
 c)  für alle Versicherten mit dem Tod des Karteninhabers. 

Verstirbt dieser während sich die übrigen versicherten 
Personen auf einer Reise befinden, besteht Versi-
cherungsschutz noch bis zum Ende der laufenden 
Reise fort. 

  Nicht versichert sind Reisen, die zwar mit einer gültigen 
ADAC mobilKarte SILBER bezahlt wurden, deren Stornie-
rung oder  Abbruch jedoch zu einem Zeitpunkt erfolgt, an 
dem die Karte nicht mehr  gültig ist.

§ 7 Kein Versicherungsschutz besteht,
1.  wenn der Versicherungsfall für die versicherte Person bei 

Abschluss der Versicherung oder zum Zeitpunkt der 
 Buchung voraussehbar war oder diese den Versiche-
rungsfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Bei grob fahr-
lässiger Herbeiführung, kann die Leistung entsprechend 
der Schwere des Verschuldens gekürzt werden.

2.  wenn der Versicherungsfall auf Krieg, Bürgerkrieg, 
kriegsähn liche Ereignisse, innere Unruhen, Terroran-
schläge,  Asbest, Streik, Beschlagnahme, Entziehung oder 
sonstige Eingriffe hoher Hand oder auf Kernenergie 
zurückzu führen ist.

3.  wenn die versicherte Person über Umstände zu täuschen 
versucht, die Einfluss auf den Grund oder die Höhe der 
Leistung haben.

§ 8 Ein Selbstbehalt in Höhe von 100,– EUR fällt bei jedem 
Versicherungsfall an. Bei Krankheit als Auslöser für den 
 Versicherungsfall beträgt der Selbstbehalt 20 % des er-
stattungsfähigen Schadens, mindestens 100,– EUR pro 
 Ver sicherungsfall.
§ 9 Obliegenheiten der versicherten Personen im Scha-
densfall: Werden eine der nachfolgenden Pflichten vorsätz-
lich verletzt, wird der Versicherer von seiner Leistungsver-
pflichtung frei. Werden die Pflichten grob fahrlässig verletzt, 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt wurde, bleibt der 
 Ver sicherungsschutz bestehen. Der Versicherer ist auch zur 
Leistung verpflichtet, soweit die versicherte Person nach-
weist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht ursächlich 
war. Dies gilt nicht, wenn die Pflicht arglistig verletzt wurde.
1.  Bei Nichtantritt der Reise unverzügliche Stornierung bei 

der  Buchungsstelle.
2.  Bei verspäteter Hin- oder Heimreise sowie bei vorzei-

tigem Reiseabbruch unverzügliche Unterrichtung der 
 Buchungsstelle und Wahl der kostengünstigsten Nach-
reise- bzw. Rückreisemöglichkeit entsprechend der 
 Qua lität der gebuchten Reise.

3.  Umfassende Information und Auskunfterteilung über den 
Ver sicherungsfall einschließlich der erforderlichen Nach-
weise, z. B. ärztliches Attest, ggf. Sterbeurkunde, Nach-
weis über Bezahlung der Reise mit der ADAC mobilKarte 
SILBER; Einreichung Originalbelege.

4.  Schweigepflichtentbindung behandelnder Ärzte und an-
derer für die Prüfung und Abwicklung des Falles wichtiger 
Stellen, soweit die Kenntnis der Daten für die Beurtei-
lung der Leistungspflicht oder Leistungsumfangs erfor-
derlich ist.

§ 10 Subsidiarität: Die Leistungen Dritter bzw. anderer 
Versicherer gehen vor. Der Versicherte kann aber den 
 Schadensfall zuerst der ADAC Versicherung AG zur Vorleis-
tung melden.
§ 11 Was sonst noch interessant sein könnte:
1.  Die Ausübung der Rechte im Schadensfall und die 

Geltend machung von Ansprüchen stehen ausschließlich 
dem Inhaber der gültigen Haupt- oder Partnerkarte zu.

2.  Willenserklärungen und Anzeigen gegenüber dem Ver-
sicherer  bedürfen der Schriftform.

3.  Ansprüche auf Versicherungsleistung können ohne aus-
drückliche Zustimmung des Versicherers weder abge-
treten noch verpfändet werden.

4.  Ansprüche aus dem Gruppenversicherungsvertrag kön-
nen direkt bei dem Gruppenversicherer geltend gemacht 
 werden.

5.  Sollte es zu Meinungsverschiedenheiten kommen, die 
nicht mehr gemeinsam geklärt werden können, besteht 
die Möglichkeit, sich an die staatliche Aufsichtsbehörde 
für Versicherungen zu wenden: Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 
108, 53117 Bonn.

6.  Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag kann die versi-
cherte Person entweder bei dem Gericht geltend ma-
chen, das für ihren Wohnsitz oder für den Geschäftssitz 
des ADAC örtlich zuständig ist. Der ADAC kann Ansprüche 
aus dem Versicherungsvertrag ausschließlich bei dem 
Gericht geltend machen, das für die versicherte Person 
örtlich zuständig ist. Für den Fall, dass die versicherte 
Person ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufent-
halt  außerhalb Deutschlands verlegt hat oder ihr Wohn-
sitz oder ihr gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist, gilt das Gericht als 
vereinbart, das für den Geschäftssitz des ADAC örtlich 
zuständig ist. Es gilt deutsches Recht. Der Vertrag und 
die Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages 
werden in deutscher Sprache geführt. 

7.  In diesen Vertragsbestimmungen und allen anderen 
Druck stücken werden sowohl die weiblichen als auch 
die männlichen Personen angesprochen. Wird der Ver-
sicherte, die mitgeschützten oder andere Personen ge-
nannt, sind auch die weiblichen Personen gemeint.

§ 12  Datenschutzinformation ADAC Versicherungen 
Weitere Informationen zur Verarbeitung der Daten durch die 
ADAC Versicherung AG befinden sich unter  www.adac.de/
Datenschutz.
§ 13 Wer ist der Versicherungspartner?
Die Reise-Rücktrittskosten- und Reiseabbruch-Versicherung 
der ADAC mobilKarte SILBER ist eine Versicherung der ADAC 
Versicherung AG. Die Schadensunterlagen sind an folgende 
 Adresse zu richten: 
ADAC  Versicherung AG, RR-Schaden, 
Postfach 70 01 24, 81301 München, 
Tel. (0 89) 76 76 27 37.

Impressum zu den beiliegenden Versicherungsbedingungen

ADAC Versicherung Aktiengesellschaft, Hansastraße 19, 80686 München
Vorstand: Marion Ebentheuer (Vorsitzende), Stefan Daehne, James Wallner, Heinz-Peter Welter · Aufsichtsratsvorsitzender: Mahbod Asgari Nejad · Rechtsform: Aktiengesellschaft mit Sitz in München · Eingetragen beim AG München, HRB 45 842



Informationsbogen für den Einleger

 Einlagen bei der Landesbank Berlin AG  Sicherungssystem der 
 sind geschützt durch: Sparkassen-Finanzgruppe(1)

 Sicherungsobergrenze: 100.000,– EUR pro Einleger pro Kreditinstitut(2) 
  Die folgenden Marken sind Teil Ihres Kreditinstituts: 
  Landesbank Berlin AG und Berliner Sparkasse

 Falls Sie mehrere Einlagen bei demselben  Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden  
 Kreditinstitut haben: „aufaddiert“, und die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze  
  von 100.000,– EUR(2)

 Falls Sie ein Gemeinschaftskonto mit einer oder  Die Obergrenze von 100.000,– EUR gilt für jeden 
 mehreren anderen Personen haben: einzelnen Einleger(3)

 Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts: 20 Arbeitstage bis zum 31. Mai 2016 bzw.  
  7 Arbeitstage ab dem 1. Juni 2016

 Währung der Erstattung: Euro (EUR)

 Kontaktdaten: Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe 
  Adresse:  
  Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V. 
  Charlottenstraße 47, 10117 Berlin 
  Telefon: +49 30 20225-0, E-Mail: sicherungssystem@dsgv.de

 Weitere Informationen: http://www.dsgv.de

Zusätzliche Informationen:
(1)  Ihr Kreditinstitut ist Teil eines institutsbezogenen Siche-

rungssystems, das als Einlagensicherungssystem amt-
lich anerkannt ist. Das heißt, alle Institute, die Mitglied 
dieses Einlagensicherungssystems sind, unterstützen 
sich gegenseitig, um eine  Insolvenz zu vermeiden. Im 
Falle einer Insolvenz werden Ihre Einlagen bis zu 
100.000,– EUR erstattet.

(2)  Sollte eine Einlage nicht verfügbar sein, weil ein Kredit-
institut	 seinen	finanziellen	Verpflichtungen	nicht	nach-
kommen kann, so werden die Einleger von dem Ein-
lagensicherungssystem entschädigt. Die betreffende 
Deckungssumme beträgt maximal 100.000,– EUR pro 
Kreditinstitut. Das heißt, dass bei der Ermittlung dieser 
Summe alle bei demselben Kreditinstitut gehaltenen 
Einlagen addiert werden. Hält ein Einleger beispiels-
weise 90.000,– EUR auf einem Sparkonto und 20.000,– 
EUR auf  einem Girokonto, so werden ihm lediglich 
100.000,– EUR erstattet.

  Diese Methode wird auch angewandt, wenn ein Kredit-
institut unter unterschiedlichen Marken auftritt. Die 
Landesbank Berlin AG ist auch unter dem Namen 
 Berliner Sparkasse tätig. Das heißt, dass die Gesamt-
summe aller Einlagen bei  einem oder mehreren dieser 
Marken in Höhe von bis zu 100.000,– EUR gedeckt ist.

(3)  Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 
100.000,– EUR für jeden Einleger. Einlagen auf einem 
Konto, über das zwei oder mehrere Personen als Mit-
glieder einer Personengesellschaft oder Sozietät, einer 
Vereinigung oder eines ähnlichen Zusammenschlusses 
ohne Rechtspersönlichkeit verfügen können, werden bei 
der Berechnung der Obergrenze von 100.000,– EUR 
 allerdings zusammengefasst und als Einlage eines ein-
zigen Einlegers behandelt. In den Fällen des § 8 Ab-
sätze 2 bis 4 des Einlagensicherungsgesetzes sind 
 Einlagen über 100.000,– EUR hinaus gesichert. Weitere 
Informationen sind erhältlich über: http://www.dsgv.de

(4) Erstattung:
  Das zuständige Einlagensicherungssystem ist das Siche-

rungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe:
  Adresse:
  Deutscher Sparkassen- und Giroverband e. V.
  Charlottenstraße 47, 10117 Berlin
  Telefon: +49 30 20225-0
  E-Mail: sicherungssystem@dsgv.de
  Website: http://www.dsgv.de

Es wird Ihnen Ihre Einlagen (bis zu 100.000,– EUR) spätes-
tens  innerhalb von 20 Arbeitstagen bis zum 31. Mai 2016 
bzw. 7 Arbeitstagen ab dem 1. Juni 2016 erstatten.
Haben Sie die Erstattung innerhalb dieser Fristen nicht 
 erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem 
Kontakt aufnehmen, da der Gültigkeitszeitraum für 
 Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist ab-
gelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhältlich 
über: http://www.dsgv.de

Weitere wichtige Informationen:
Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im 
 All gemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Für 
bestimmte Einlagen geltende Ausnahmen werden auf der 
Website des zuständigen Einlagensicherungssystems mit-
geteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darüber 
informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder 
nicht. Wenn Einlagen entschädigungsfähig sind, wird das 
Kreditinstitut dies auch auf dem Kontoauszug bestätigen.

Stand 01.05.2015

Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer
– Kundenmerkblatt –

1.  Automatischer Informationsaustausch  
zur Kirchensteuer

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,
wir sind gesetzlich verpflichtet, Sie über den Informations-
austausch zur Kirchensteuer zu unterrichten. Die nachste-
henden  Informationen sind für Sie nur von Bedeutung, 
wenn Sie einer Religionsgemeinschaft angehören, die 
Kirchensteuer erhebt.
Für Mitglieder einer steuererhebenden Religionsgemein-
schaft führen wir Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer auto-
matisch an das  Finanzamt ab. Dies gilt jedoch nur, sofern 
Ihre Kapitalerträge den Sparerpauschbetrag (Ledige: 801,– 
EUR, Zusammenveranlagte: 1.602,– EUR) übersteigen oder 
Sie uns keinen Freistellungsauftrag erteilt haben. Der 
 Kirchensteuersatz beträgt in Baden-Württemberg
und Bayern 8 Prozent, in den übrigen Bundesländern 9 Pro-
zent als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer von 25 Prozent. 
Kapitalerträge als Teil des Einkommens waren auch bisher 
kirchensteuerpflichtig, es handelt sich also nicht um eine 
neue Steuer.
Um den Kirchensteuerabzug vornehmen zu können, sind wir 
gesetzlich verpflichtet, Ihre Religionszugehörigkeit in Form 
eines verschlüsselten Kennzeichens beim Bundeszentral-
amt für Steuern abzufragen. Das sogenannte Kirchensteuer-
abzugsmerkmal (KISTAM) gibt Auskunft über Ihre Zuge-
hörigkeit zu einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft 
und den geltenden Kirchensteuersatz. Die Abfrage erfolgt 
einmal jährlich zwischen dem 1. September und 31. Oktober 
(sog. Regelabfrage).
Ihr Vorteil: Ihre Kirchensteuerpflicht für Kapitaleinkünfte 
ist damit komplett abgegolten. Weitere Angaben in der 
Steuererklärung entfallen.
Wenn Sie nicht möchten, dass das Bundeszentralamt für 
Steuern Ihre Kirchensteuerdaten verschlüsselt übermittelt, 
können Sie der Datenweitergabe bis zum 30.06. eines 
 Jahres widersprechen. Ihren Widerspruch richten Sie  
bitte direkt an das Bundeszentralamt für Steuern. Das 
 amtlich vorgeschriebene Formular dafür finden Sie auf 
www.formulare-bfinv.de als „Erklärung zum Sperrvermerk“ 
unter dem Stichwort „Kirchensteuer“. Das Bundeszentral-
amt für Steuern sperrt dann die Übermittlung Ihres Kirchen-
steuerabzugsmerkmals. Wenn Sie der Datenweitergabe be-
reits widersprochen haben, brauchen Sie den Widerspruch 
nicht erneut einzulegen. Ein Widerspruch gilt bis zu seinem 
Widerruf. Wir werden daraufhin  keine Kirchensteuer für Sie 
abführen. Das Bundeszentralamt für Steuern meldet den 
Widerspruch dann Ihrem Finanzamt. Kirchenmitglieder wer-
den von dort zur Abgabe einer Steuererklärung für die Erhe-
bung der Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer aufgefordert.
Rechtsgrundlage für dieses Verfahren: § 51a Abs. 2c, 2e 
Einkommensteuergesetz; Kirchensteuergesetze der Länder.

2. Grundsätze zur Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer
Sofern Sie keiner steuererhebenden Religionsgemein-
schaft angehören, sind Sie nicht betroffen und müssen 
daher auch keinen Sperrvermerk beim Bundeszentralamt 
für Steuern einlegen.
Sofern Sie Mitglied einer steuererhebenden Religionsge-
meinschaft und mit der Abfrage des Kirchensteuermerk-
mals beim Bundeszentralamt für Steuern einverstanden 
sind, müssen Sie ebenfalls nichts unternehmen.
–  Kirchensteuer als Zuschlag zur Abgeltungsteuer wird von 

den Kreditinstituten nur einbehalten, wenn überhaupt 
Kapitalertragsteuer anfällt (also nicht, wenn Sie eine  
NV-Bescheinigung eingereicht haben oder soweit ein 
Freistellungsauftrag in ausreichender Höhe vorliegt).

–  Durch einen Sperrvermerk kann die Kirchensteuerpflicht 
nicht vermieden werden und die Abgabe einer Steuer-
erklärung ist ggf. mit Mehraufwand für Sie verbunden. 
Zudem wird das Finanzamt vom Bundeszentralamt für 
Steuern über Name und Anschrift sämtlicher abfragender 
Kreditinstitute informiert, erfährt hierdurch automatisch 
von Ihren Bankverbindungen und wird Sie wegen Ihrer 
Sperre zur Abgabe einer Kirchensteuererklärung auf-
fordern.

Bei Ehegatten/Lebenspartnern mit gemeinschaftlichen 
Konten/Depots werden die Kapitalerträge den Ehegatten/
Lebenspartnern jeweils hälftig zugeordnet und hierauf die 
Kirchensteuer je nach Religionsgemeinschaft berechnet.
Vom automatisierten Kirchensteuerabzug auf Kapital-
erträge ausgenommen sind:
–  Gemeinschaftliche Konten/Depots von Erbgemeinschaf-

ten, Geschwistern, Investmentclubs etc.
–  Konten und Depots mit Gläubigervorbehalt (Treuhand-

konten, Mietkautionskonten, Konten von Wohneigen-
tümergemeinschaften etc.)

–  Betriebliche Konten und Depots, die dem Kreditinstitut 
als  solche angezeigt worden sind.

In diesen Fällen ist die Kirchensteuer im Veranlagungswege 
zu  entrichten.
Das vom Bundeszentralamt für Steuern erhaltene KISTAM 
wenden wir stets einheitlich für das gesamte Kalenderjahr 
bzw. ab Beginn der Geschäftsbeziehung an (vgl. hierzu 
 unter Punkt 3); unterjährige Änderungen können nur im 
Veranlagungswege berücksichtigt  werden.
Weitere Informationen erhalten Sie auch unter www.bzst.de.

3.  Möglichkeit einer anlassbezogenen Abfrage  
des Kirchensteuermerkmals

Mit der Regelabfrage fragen wir jährlich Ihre Zugehörigkeit 
zu einer kirchensteuererhebenden Religionsgemeinschaft 
zum 31. August (gesetzlicher Stichtag) ab und wenden  
das erhaltene KISTAM im gesamten Folgejahr beim Steuer-
abzug an.
Zur Berücksichtigung von Veränderungen können Sie uns in 
bestimmten Fällen mit einer Anlassabfrage beauftragen.
Dies kommt insbesondere in Betracht:
–  wenn Sie eine neue Geschäftsbeziehung mit uns begrün-

den und möchten, dass wir das KISTAM sofort abfragen 
und sofort berücksichtigen.

–  bei bestehender Geschäftsbeziehung mit Wirkung zum 
01.01. des Folgejahres, z. B. weil Ihr Kirchenein- oder 
-austritt vom Bundeszentralamt für Steuern bei der 
 Regelabfrage nicht mehr berücksichtigt werden konnte 
(Regelabfrage stellt auf die  Kirchensteuerpflicht am  
31. August ab).

Ihre Landesbank Berlin AG

Stand: 01.06.2015
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